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Der Heimatdienft 


Währungslage und Währungsdiskuſſion 


Don Prof. Dr. W. Prion, Berlin ; 


Im Jahre 1931 griff die Weltwirtſchaftskriſe auf den Kredit 
über: die Rückberufung der Auslandskredite — verbunden mit 
Kapitalflucht — verurſachten in den Schuldnerländern einen über⸗ 
raſchenden Sturmangriff auf die Währung dieſer Länder. In großem 
Ausmaß kam noch einmal das Gold in Bewegung; noch bedeutungs⸗ 
voller war jedoch, daß die Deviſendeckung in großem Ausmaß liqui⸗ 
diert wurde und dadurch das internationale 


aus dieſer Entwicklung des Welthandels ergebenden Derfchlechterung 
der Fahlungsbilanzen auch nicht verhindern können, daß es immer 
ſchwieriger wird, den Schutz der Währung wirkungsvoll zu ge⸗ 
ſtalten. Keine geringe Fahl von Ländern, darunter &fterreich, 
Ungarn, Japan, hat es trotz Deviſenbewirtſchaftung nicht verhindern 
können, daß ſich inzwiſchen eine Entwertung ihrer Währungen (unter 

Feſthalten an der Parität) im internationalen 


Kreditvolumen eine ſtarke Rückbildung er⸗ Geldumlauf und Notenbankkredite Verkehr herausgebildet hat. Als Befonder- 
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fuhr. Der Sturm auf die Währung wurde 
in verſchiedener Weiſe abgeſchlagen: von der 
offenen Fahlungseinſtellung über Stillhalte- 
abkommen und Deviſenbewirtſchaftung bis 
zur Preisgabe des Goldſtandards. In all 
den Maßnahmen, die von den Schuldner- 
ländern ergriffen wurden, find zwei Grund- 
linien zu erkennen: entweder Schutz der 
Währung durch Aufrechterhaltung der be⸗ 
ſtehenden Goldparität oder Löſung der Wäh⸗ 
rung von der geſetzlichen Parität mit dem 
Fiel, den Deviſenmarkt ſich ſelbſt zu überlaſſen. 
England, das ſich dank ſeiner geſamten Lage: 
Preis- und Kojtenhöhe im Inland, Stand 
der ausländiſchen Kapitalsanlagen, geſtatten 
konnte, dieſen letzteren Weg zu gehen, ohne 
befürchten zu müſſen, daß fih die pſychologi⸗ 
ſchen und finanziellen Folgen einer Inflation 
einſtellen würden, konnte daher zunächſt von 
weiteren Maßnahmen zum Schutz ſeiner 
Währung abſehen. Andere Länder, wie z. B. 
die nordiſchen Länder, die dem engliſchen 
Beiſpiel — mehr gezwungen, als freiwillig 
— folgten, kamen nicht ohne ergänzende 
Maßnahmen aus: Goldausfuhrverbote, Rege- 
lung des Deviſenverkehrs u. a. m. 
Deutſchland und eine Reihe anderer Län⸗ 
der haben den anderen Weg beſchritten: ſie 
wollen die Goldparität nicht preisgeben und 
dies dadurch erreichen, daß ſie durch eine Deviſenbewirtſchaftung 
Angebot und Nachfrage nach Deviſen zu einem künſtlichen Ausgleich 
zu bringen verſuchen. Die Deviſenbewirtſchaftung ſetzt ein ganzes 
Syſtem von Einzelmaßnahmen voraus, das dem Angebot von Deviſen 
(fördernd) und der Nachfrage nach Deviſen (einſchränkend) zu Leibe 
geht. Einen wichtigen Beſtandteil der Deviſenbewirtſchaftung bildet 
in Deutſchland die Regelung der 
kurz⸗ (und ſpäter der lang⸗) Goldb 
friftigen Auslandskredite, deren 
Rückzahlung — durch das Still- -20A BR 
halteabkommen — aufgeſchoben 
werden mußte. In anderen 
Ländern iſt dies ohne förmliche 
Verhandlungen mit den Gläu⸗ 
bigern nötig geworden und er⸗ 
folgt. Der Schutz der Währung 
durch die Einſtellung der Rück- 
zahlung der ausländiſchen Kre- 
dite und durch die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung hat — wie leicht 
vorauszuſehen war — nach⸗ 
haltige Folgen für den Außen⸗ 
handel dieſer Länder und damit 
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heiten find vielleicht die Tatſachen feſtzu⸗ 
5] Pellen, daß es Deutſchland bisher ges 
lungen iſt, den Schutz der Währung wirklich 
durchzuführen, und in England das nicht ein⸗ 
getreten iſt, was man von der Aufgabe der 
Währungsparität erwartet hatte: die allge⸗ 
meine Belebung der Wirtſchaft. 

Doch auch die anderen Länder haben ihre 
Sorgen, wenn ſie auch noch nicht als un⸗ 
mittelbare Sorgen der Währung zu erkennen 
ſind. In der Schweiz hat ſich unter der Wir⸗ 
kung der mitteleuropäiſchen Kapitalflucht ein 
Goldbeſtand in Höhe von 2,4 Milliarden gr. 
angeſammelt, dem eine Ausweitung des Noten⸗ 
umlaufs von 0,5 auf 1,6 Milliarden Fr. gefolgt 
iſt. Infolge des hohen Preisſtandes wird der 
Export ſchwierig, machen fih die Rückwir⸗ 
kungen aus der Deviſenbewirtſchaftung hier 
beſonders bemerkbar. Mit Beſorgnis denkt 
die Schweiz an die Surückziehung der Aus- 
landsgelder. In Frankreich iſt der Gold⸗ 
beſtand auf 28,3 Milliarden Fr., der Noten⸗ 
umlauf auf 82,3 Milliarden cr. geſtiegen, 
ſollen 35 Milliarden Fr., davon 4 Mil⸗ 
liarden Fr. Gold gehortet fein. Trotz 
der gewaltigen Goldfülle ift der Kredit- 
bedarf im Lande ſelbſt außerordentlich ge⸗ 
ring: das Gold wird zur toten Laſt: 


In Amerika — wie in deutſchland — 


breitet ſich die Krife weiter aus: Rückgang der Produktion, Zunahme 
der Arbeitsloſigkeit, Derfchlechterung der Finanzen und die bange 
Frage: was wird aus der Währung? 

In Deutſchland hat der Dorfchlag, eine Gold- und Kreditreform 
durch Um⸗ und Ausgeftaltung der Notendeckung bei der Reichsbank 
ſowie durch Aufteilung der Ureditbanken in Giro, und Kredit- 
abteilungen herbeizuführen, eine 
— man kann wohl ſagen — 
allgemeine Ablehnung erfahren. 
Man hat erkannt, daß eine 
Kreditausweitung, wenn dieſe 
das Siel der Reform ſein ſoll, 
auch ohne weitgehende Um- 
geſtaltungen möglich iſt, die 
heute nur beunruhigend wirken 
können. Man hat auch einge⸗ 
ſehen, daß die Reichsbank tat⸗ 
ſächlich in ſchon weitgehendem 
Maße die Wünſche derer erfüllt 
hat, die eine liberale Hand- 
habung der Kreditpolitik Tor, 
dern. Die Reichsbank verfügt 
zur Seit über einen Goldbeſtand 
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auch der übrigen Länder ge⸗ / ëtt von nur 850 Millionen RM., 
zeitigt. Die aus währungs: | NY PO UNY | während fih der Notenumlauf 
olitiſchen Gründen notwendi —4 : auf 4 Milliarden AM. ſtellt, 
gewordene Einfehränfung der [FRANKREICH U.S.A. ENGLAND DEUTSCHLD. ITALIEN | die kredite aber — Fit der 
Importe — wegen Mangels £ ; Julikriſe von 1,4 auf 3,2 Mil- 
an verfügbaren Devifen — hat einfchneidende Gegenmaßnahmen liarden RM. geſtiegen find. Und ſchließlich weiß man, daß hinter 


der davon betroffenen Länder hervorgerufen: Beſchränkung der Ein⸗ 
fuhr aus den Deviſenbewirtſchaftungsländern mit der Wirkung, 
daß deren Export eine Einbuße erlitt und dadurch wieder weniger 
Deviſen zur Verteilung zur Verfügung ſtanden. So hat die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung auf Grund der natürlicherweiſe aus ihr entſtehenden 
Gegenmaßnahmen nicht nur eine weitere Einengung des geſamten 
Welthandels herbeigeführt, ſondern im Zuſammenhang mit der fich 
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dieſen Krediten nicht nur liquide Warenwechſel, ſondern zu einem 
Teil auch Finanzwechſel ſtecken, die nichts anderes darſtellen, als 
verdeckte Anleihen der öffentlichen Körperſchaften. Auch hinſichtlich 
der Schaffung von Arbeitsgelegenheit, um die gewaltige Arbeits- 
loſigkeit zu mindern, hat fih mehr oder weniger doch die Erkenntnis 
durchgeſetzt, daß es nur in beſchränktem Maße ſolche Arbeiten gibt, 
bei denen die betriebswirtſchaftliche Rentabilität und die volkswirt⸗ 
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ſchaftliche Produktivität — wenigſtens für eine abfehbare Zukunft ` 
gewährleiſtet erſcheint und die Notenbank ohne Gefährdung der 


Währung mitwirken kann. So iſt grundſätzlich der Ausweg richtig, 
zu verſuchen, durch eine Prämienanleihe vorhandene Kapitalien, ins» 
beſondere die gehorteten Notenbeſtände, aufzuſaugen und für die 
Finanzierung genau abgegrenzter Arbeiten nutzbar zu machen. Eine 
andere Frage ift, ob im Augenblick ein Erfolg zu erwarten ijt. .. 

Eine beſondere Beachtung 
verdient die Währungslage und 
Währungsdiskuſſion in den Per- 
einigten Staaten. Der erſte An⸗ 
ſturm auf den Dollar — Sep⸗ 
tember 1951 —: Abziehung der 
ausländiſchen Guthaben, Run 


Monatsdurchschnitt in Milliarden RM 
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1%Milliarden Reichsmark liegen im Strickstrumpf 


‚Warenumsatz' | 
ua Höherer Geldumlauf über das Verhältnis 
N zum \Varenumsatz von 1925/1928 


Die neueſten Maßnahmen werden in der ſoeben vom Repräſen⸗ 
tantenhaus angenommenen Goldborought-Bill gefordert: Den Fede- 
ral⸗Reſerve⸗Banken foll zur Pflicht gemacht werden, das Preis- 
niveau von 1926 wieder herzuſtellen (heißt: die Preiſe um etwa 
50 v. D. zu heben, den Wert des Dollars aljo entſprechend zu ſenken), 
zu welchem Zwed fie das Recht erhalten ſollen, den Notenumlauf 
bis zu 9 Milliarden Dollar (1) zu erhöhen. Bis jetzt iſt uns wohl 
See gefagt worden, daß es auch Auf⸗ 
gabe der Goldpolitik ſein ſollte, 
die Preiſe nach Möglichkeit zu 
ſtabiliſieren; und obwohl dieſer 
theoretiſche Wunſch in der 
Praxis gerade in Amerika 
argen Schiffbruch erlitten hat: 
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Golddeckung für Depoſiten nichts 
geändert worden. Nur iſt erreicht worden, daß für die vorge⸗ 
ſehene Reſtdeckung auch wirklich Wechſel zur Verfügung ſtehen, 
die bis dahin fehlten, fo daß praktiſch immer eine höhere Gold- 
deckung als 40 v. D. nötig war. Wenn jetzt als zuſätzliche Deckung 
genügend Wechſel vorhanden ſind, wird das Gold über die Mindeſt⸗ 
deckung von 40 v. H. hinaus für andere Zwecke frei: Erhöhung 
der Notenausgabe oder Goldimporte für Rückzahlung ausländiſcher 
Guthaben. Auf dieſe Weiſe ift erreicht worden, daß dem Dollar „von 
außen“ her kaum etwas paſſieren kann i 


Dieſen Abwehrmaßnahmen find weitere Maßnahmen gefolgt, 


deren Bedeutung und Siele bei uns nicht immer richtig erkannt 
worden ſind. Auch in Amerika ſind die Stimmen zahlreich, die da 
meinen, daß die Depreſſion durch eine Kreditausweitung, alſo von 
der Geldſeite her, überwunden werden kann. In erfolg dieſer 
Meinung find die Federal⸗Reſerve⸗Banken dazu übergegangen, eine 
offene Marktpolitik zu betreiben, d. h. durch Aufkauf von Regie⸗ 
rungsanleihen dem Geldmarkt bare Mittel zur Verfügung zu ſtellen. 
In kurzer Zeit haben die Fede⸗ 
ral⸗Reſerve⸗Banken nicht weniger 
als 700 Millionen Dollar Re⸗ 
gierungsanleihen erworben und 
ins Portefeuille genommen. Es 
hat ſich aber gezeigt, daß die 
erwünſchte Rückwirkung nicht 
eingetreten iſt; nur die Banken 
haben ſich durch die Abſtoßung 
der Effekten liquider gemacht, 
und die Mittel find als Gut- 
haben bei den Federal⸗Reſerve⸗ 
Banken zu dieſen zurückgeſtrömt. 

Die zweite Maßnahme ſtellt 
die Gründung der Reconſtruk⸗ 
tion Finance Corporation dar, 
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völlig undurchführbar abgelehnt 
worden iſt, ſo iſt er doch als ein Zeichen für die Gemütsſtimmung 
zu werten, die in Amerika herrſcht, und verſucht, um jeden Preis 
aus der Kriſe herauszukommen, und fei es auch — um den Preis 
einer neuen Krife. S e 
In beſonderem Maße iſt England an der Entwicklung der Wäh⸗ 
rungsfrage in Amerika intereſſiert. England ſteht vor der Frage 
der Stabiliſierung des Pfund Sterling. Welche Vorgänge ſich hinter 
der Pfund⸗Sterling⸗Entwicklung der letzten Seit abgeſpielt haben, 
kann man nur ahnen, wenn man bedenkt, daß es England nicht nur 
gelungen ift, feine kurzfriſtigen Währungskredite in Höhe von 50 und 
80 Millionen Pfund Sterling abzutragen und neuerdings wieder 
große Deviſenreſerven anzuſammeln, ſondern nunmehr auch durch 


Berabſetzung des Diskontſatzes auf 2% v. D. verſucht, dem Fuſtrom 


ausländiſcher Guthaben nach England entgegenzuwirken. Und trotz 
der außerordentlichen Flüſſigkeit des Goldmarktes und Erleichterung 
der Ureditgewährung haben fih die Preiſe in England von neuem 
geſenkt — auch hier verſagt alſo die Geldpolitik. Die Stabiliſierung 
des Pfund Sterling wird aber 
erſt möglich ſein, wenn einiger⸗ 
e maßen zu überſehen ift, wie 
22 ſich international die Waren⸗ 
, preiſe geſtalten werden bzw. 
der Goldpreis fih entwickeln 
wird. Hierbei ſpielen die 
amerikaniſchen Maßnahmen eine 
wichtige Rolle. : 
Gewiß: durch eine erleich- 
terte Kreditgewährung kann die 
Wirtſchaftstätigkeit beeinflußt 
werden. Das wird aber nur 
dann der Fall fein, wenn die- 
jenigen, die den Kredit nehmen 
ſollen, eine rentable Verwen⸗ 
dung für ihn haben. Solange 
in der ganzen Welt und damit 
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durch Gewährung von Kre- 1929 
diten. Wichtig ift aber die Be⸗ 
ſchaffung der Mittel hierzu: 500 Millionen Dollar ftellt die Regie; 
rung zur Verfügung, weitere 1500 Millionen Dollar folen durch 
Ausgabe von Bonds aufgebracht werden. Alſo keine — wenigſtens 


nicht unmittelbare — Beanſpruchung der Notenbanken, ſondern Auf: 


ſaugung flüſſiger Kapitalien, die in Amerika naturgemäß eine 
größere Rolle ſpielen als bei uns. Wenn es auch noch nicht zu einer 
ausgiebigen Kreditgewährung durch die Reconſtruktion Finance Cor⸗ 
poration gekommen iſt, ſo hat doch offenbar allein ihre Exiſtenz be⸗ 
ruhigend gewirkt: die Fahlungseinſtellungen haben nachgelaſſen. 


1930 


| sm E ſozuſagen für faſt jeden Wirt- 

ſchaftsbetrieb die Ungewißheit 
beſteht, was aus der Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe und ſchließlich aus 
jedem einzelnen Wirtſchaftsbetrieb werden kann und werden ſoll, 
ſolange kann von der Geldſeite her kaum eine Anderung der Wirt⸗ 
ſchaftslage herbeigeführt werden, auch abgeſegen davon, daß ſchließ⸗ 
lich auch auf der Warenſeite die Produktion mit der Kaufkraft in 
Einklang ſtehen muß. Es iſt nun einmal ſo und läßt ſich nicht weg⸗ 
disputieren: die Politik hat den Mechanismus der Wirtſchaft ge- 
ſtört, politiſche Maßnahmen ſind erforderlich, um die Grundlagen 
herzuſtellen, auf denen fih die Wirtſchaft neu einrichten, geſtalten 
und entwickeln kann. 
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Der Heimatdienft 


Das Handwerk in der Kriſe 


Don Generalſekretär Carl Hermann, Berlin, M. d. R. 


Der Tiefſtand der deutſchen Volkswirtſchaft konnte am Hand- 
werk nicht ſpurlos vorübergehen. Seit Monaten wird ſeine Be⸗ 
ſchäftigung immer geringer. Der Umſatzrückgang und die Entlaſſung 
von Arbeitskräften werden immer größer. Auch die Hoffnungen, 
daß in den Monaten März und April die übliche Frühjahrsbelebung 
einſetzen würde, haben ſich nicht erfüllt. Neuaufträge liegen kaum 
noch vor, und die wenigen Reparaturen werden dem Handwerk durch 
Schwarzarbeiter ſtreitig gemacht. Von beſonders nachteiligen Folgen 
bleibt wieder die Stille auf dem Baumarkt. Auch das Nahrungs- 
mittelgewerbe, das ſich weniger konjunkturempfindlich zeigt — wir 
nennen hier vornehmlich Schlächter und Bäcker —, merkt die Ein⸗ 
ſchränkungen der Bevölkerung auf allen Gebieten. Für das Be⸗ 
kleidungshandwerk brachte das Frühjahr nur eine ſehr zögernde und 
fih wenig auswirkende Belebung. Der Rückgang des Einkommens 
in allen Berufsgruppen bedingte eine ſtarke Abwanderung der Kund⸗ 
ſchaft zur Konfektionsware. Wer früher gern Maßarbeit trug, be⸗ 
ſcheidet ſich heute mit einem Anzug „von der Stange“. Die mit der 
Landwirtſchaft in Verbindung ſtehenden Gruppen der Schmiede, 
Sattler, Wagenbauer uſw. fühlen die mangelnde Rentabilität diefes 
Berufsſtandes nur allzuſehr. Beute läßt der Landwirt nur das her- 
richten und fertigſtellen, was er unbedingt zur Bewirtſchaftung ſeines 
Grund und Bodens benötigt. Noch ſchlimmer ſieht es in den hand⸗ 
werklichen Gruppen aus, deren Erzeugniſſe nicht als unerläßlich zur 
Deckung der täglichen Lebensbedürfniſſe angeſprochen werden müſſen. 
Es fei hier nur auf das geſamte Kunfthandwerf verwieſen. Wenn 
die Derhältnifje weiter jo bleiben, wird bald das auf eine fo reiche 
Vergangenheit zurückblickende Kunſthandwerk verſchwunden fein. 


Die große Arbeitsloſigkeit und der ſtarke Rückgang an Kauf⸗ 
kraft haben ganz von ſelbſt zu einer 5 ſich als recht 
beträchtlich, aus wirkenden enkung der hand- 
werklichen Preiſe geführt. Das Handwerk hat hier nicht 
nur den Rückgang der Rohftoffpreife mitgemacht, ſondern darüber 
hinaus zu einer weiteren Kürzung auf Kojten feiner eigenen Der- 
dienſtſpanne beitragen müſſen. Die Grenze liegt in diejer Hinſicht 
bei der Erreichung des Exiſtenzminimums. Über den Rückgang der 
handwerklichen Preiſe gibt die Reichsinderziffer für Lebenshaltungs⸗ 
koſten Auskunft, die von ihrem Höchſtſtand im März 1929 für 
März 1952 von 156,5 auf 122,4 gefallen iſt und ſomit eine Senkung 
von immerhin 22 v. J. aufweiſt. Bekannt ift ja auch, wie ſehr die 
einzelnen handwerklichen Gruppen ſich bemühten, die Preisſenkungs⸗ 
aktion der Reichsregierung zu unterſtützen, trotzdem an ſich keine 
Vorausſetzungen zu weiteren Preisermäßigungen gegeben waren. Der 
Preiskommiſſar mußte ja ſelbſt zugeben, daß über getroffene Der- 
einbarungen hinaus fich eine weitere Tendenz zür Senfung der hand» 
werklichen Preiſe eingeftellt hat. Der gute Wille im Hand- 
werk ift ohne allen Sweifel durch die Tat be- 
wiefen, und ebenfo unbeftritten bleibt auh die Bereitwilligkeit, 
auf dieſem Wege fortzuſchreiten, um ein niedrigeres Preisniveau auf 
die Dauer zu ſichern. 

Diefe Bemühungen des Handwerks dürfen aber nicht durch 
kollektiviſtiſche Bindungen erſchwert oder auch nur durch die Bei⸗ 
behaltung der überhöhten ſteuerlichen und ſozialen Laſten weiter ver- 
zögert werden. Das Handwerk gehört zu den in der Güter gewinnung 
abhängigen Schichten, und aus dieſer Abhängigkeit heraus 
erklärt ſich auch ſein geringer Einfluß auf die vielfach kartellmäßig 
gebundenen Preife der Roh- und Hilfsſtoffe. Ebenſo ift das Hand- 
werk auch zu einem großen Teil abhängig in der Frage der Lohn⸗ 
bildung. In ſehr vielen Fällen erfolgte die Feſtſetzung neuer Löhne 
durch die ſtaatlichen Schlichtungsinſtanzen und war ſomit der freien 
Beeinfluſſung durch das Handwerk entzogen. 

Leider haben die Maßnahmen der Reids- 
regierung auf dem Gebiete der Preisſenkung 
zu einer ſtarken Zurückhaltung der Käufer Det- 
getragen. Dieſe laſſen ſich von der Hoffnung leiten, daß weitere 
Preisermäßigungen einen noch günſtigeren Einkauf ermöglichen 
würden. Vach den letzten Verordnungen auf dieſem Gebiete ſind die 
Befugniſſe des Keichskommiſſars für Preisüberwachung an die 
oberſten Landesbehörden übertragen worden. 


Das Handwerk muß weiter darüber Klage führen, daß die 
mit der Preisüberwachung beauftragten Stellen in verſchiedenen 
Kommunen viel zu weit gegangen ſind. So ſind u. a. den handwerk⸗ 
lichen Verbänden Fragebogen zur Ausfüllung vorgelegt worden, die 
ſich mit der Preiskalkulation beſchäftigen und Dinge wiſſen wollen, 
die man aus Konkurrenzgründen gern geheimhält. Ich glaube, daß 
ein ſolches Vorgehen beſtimmt nicht die Billigung der Reihs- 
regierung finden kann. Im übrigen bleibt es doch auch eine 
nicht wegzuleugnende Tatſache, daß das geſamte Preisniveau im 
Handwerk heute vielfach unter den Geſtehungskoſten liegt und kaum 
noch die Deckung der notwendigen Selbſtkoſten geſtattet. 
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Die herrſchende Arbeitsloſigkeit, die in dieſem Frühjahr nur 
eine geringe Verminderung bislang aufzuweiſen vermochte, trifft 
das Handwer? auch noch an einer anderen Stelle auf das empfind⸗ 
lichſte, nämlich durch die Übernahme unangemeldeter gewerblicher 
Nebenarbeit, der ſogenannten Schwarzarbeit. Wer will es dem 
Hanower? übelnehmen, wenn es fih hier zur Wehr fegt, daß ihm 
nicht auch noch die letzten Aufträge entriſſen werden, faſt durchweg 
entriſſen werden von Erwerbsloſen, für deren Unterhalt das Hand- 
werk durch ſoziale Beiträge und ſteuerliche Abgaben mitſorgt, ob⸗ 
wohl jeder Meiſter in banger Befürchtung darüber ſteht, wer für ihn 
und die Seinen einmal eintritt, wenn die anhaltende Depreſſion 
ihn dazu zwingen ſollte, ſeinen Betrieb ſchließen zu müſſen. Wer 
nur diefe eine Seite überlegt, wird den Kampf des Handwerks gegen 
die Schwarzarbeit begreiflich finden und verſtehen. Wie zerrüttend 
vollends die Tatſache auf unſere geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe wirken muß, daß heute ganze Scharen der Arbeitsloſen 
ſich mit ihrer Unterſtützung und dem Nebenverdienſt aus der Schwarz⸗ 
arbeit beſſer ſtehen, als wenn ſie einer geordneten Arbeit nachgehen, 
fol gar nicht weiter unterſucht werden. Dabei kann die Schwarz- 
arbeit bei den vorliegenden ungleichen Dorausfegungen weit billiger 
angeboten werden, weiß doch der Schwarzarbeiter ſich den ſteuerlichen 
Verpflichtungen zu entziehen und unterliegt er doch auch im all⸗ 
gemeinen keinen ſozialen Abgaben. Ein Schwarzarbeiter borgt zwar 
nicht und übernimmt dem Kunden gegenüber auch keine Garantie 
für forgfältige Ausführung. Daran denkt jedoch die Verbraucher- 
ſchaft nicht, wenn ſie ſich der Schwarzarbeit bedient. Wie unhaltbar die 
Mißſtände geworden ſind, mag u. a. ein neuerer Erlaß des preußiſchen 
Bandelsminiſters an die Regierungspräfidenten beweiſen, worin erneut 
auf die Bekämpfung dieſer gewerblichen Nebenarbeit hingewieſen wird 
und als nachahmenswertes Beiſpiel die Vereinbarungen zwiſchen dem 
Verband Kölner Innungen und dem Arbeitsamt Köln Erwähnung 
finden, wonach u. a. das Arbeitsamt in Zukunft die Vermittlung 
von Arbeitskräften an Berufsfremde grundſätzlich unterlaſſen wird. 

Das Handwerk erſtrebt ſeit geraumer Zeit zur Beſeitigung dieſer 
Mißſtände eine Ergänzung der Beſtimmungen in der Gewerbe⸗ 
ordnung, wobei die im $ 14 der Gewerbeordnung vorgeſchriebene 
Anmeldung eines ſelbſtändigen Betriebes für ein ſtehendes Gewerbe 
auch dann erfolgen ſoll, wenn das Gewerbe nur vorübergehend ſelb⸗ 
ſtändig betrieben wird. Für ebenſo notwendig wird auch die Ab⸗ 
meldung gehalten, ſei es, daß es ſich um eine dauernde oder nur 
vorübergehende Aufgabe des Betriebes handelt. Als Anmeldebeſcheini⸗ 
gung ſoll ein beſonderer Gewerbeſchein ausgeſtellt werden, für den 
zweckmäßigerweiſe eine Gebühr von mindeſtens 20 RM. erhoben wird. 

In jüngſter Seit verſucht man, durch beſondere Arbeits⸗ 
beſchaffung der Arbeitsloſigkeit zu Leibe zu gehen. Eine 
Reihe von recht umfangreichen Projekten wurde hierzu aufgeſtellt. 
Abgeſehen von den Schwierigkeiten der Finanzierung ſolcher Pläne 
ſollte eine regierungsſeitig geförderte Arbeitsbeſchaffung nicht etwa 
den Wirkungskreis des Handwerks weiter einengen, vielmehr auch 
hier das Handwerk im Rahmen des Möglichen mit 
berückſichtigen. Beſondere Beachtung verdienen noch die Dor- 
ſchläge auf dem Gebiete der Hausreparaturen. Leider verſprechen 
auch dieſe Anregungen keinen durchſchlagenden Erfolg. Für die not⸗ 
wendige Arbeitsbeſchaffung hält das Handwerk einen weiteren Abbau 
der Hauszinsſteuer für notwendig, um ſo durch die Ermöglichung not⸗ 
wendiger Hausreparaturen eine Entlaftung des Arbeitsmarktes einzu- 
leiten. — Das Handwerk leidet beträchtlich unter den überhöhten ſteuer⸗ 
lichen und ſozialen Saften. Eine wirkſame Ermäßigung der Steuern 
ift nicht eingetreten, vielmehr bedeutet die kürzliche Erhöhung der 
Umſatzſteuer auf 2 v. D. eine weitere beträchtliche Belaſtung. Das 
gleiche gilt auch für die ſozialen Abgaben. Sie haben eine Höhe 
erreicht, die das Handwerk einfach nicht mehr tragen kann. In 
erſter Linie fallen die Beiträge zur Unfallverſicherung hierunter, die 
fió auf einen immer Fleiner werdenden Kreis noh niht ftill- 
iegender Betriebe erſtrecken. Für die Arbeitsloſenfürſorge fordert 
das Handwerk eine einheitliche Zuſammenfaſſung der Hauptunter⸗ 
ſtützungsempfänger, Kriſenunterſtützte und Wohlfahrtserwerbsloſen, 
wobei ſich die geſamte Unterſtützung nur nach den Sätzen für die 
Wohlfahrtsfürſorge richten ſollte. . 


Die Entwicklung der letzten Zeit hat gezeigt, wie gefährlich die 
ungeheure Zufammenballung in Konzernen und Kartellen für eine 
Wirtſchaft werden kann, wenn auch fie zuſammenbrechen müſſen. 
Die Entwicklung der letzten Zeit ſollte aber auch das eine gelehrt 
haben, daß unſere geſamte Wirtſchafts politik weit 
mehr als bisher wieder Rückſicht auf den ſelb⸗ 
tändig wirtſchaftenden und verantwortlichen 

enſchen im Klein- und Mittelbetriebe nehmen 
muß. Cut fie das, fo trägt fie damit zugleich zur Erhaltung eines 
Berufsſtandes bei, den ein geſundes Staatsweſen auch aus ſozialen 
und kulturellen Gründen einfach nicht entbehren kann. 


Der Heimatdienſt 


Volkskunſt, Hausfleiß und Handwerk 


Don Dr. Konrad Hahm, Leiter der Staatlichen Sammlung für deutſche Volkskunde, Berlin 


In einer Zeit der Weltwirtſchaftskriſe, die zum Teil auf der 
Überproduktion maſchineller Erzeugniſſe beruht, die durch Rationali- 
ſierung des induſtriellen Arbeitsvorganges, durch die Steigerung 
automatiſcher Leiſtungsfähigkeit Millionen von Menſchenkräften 
aus dem Arbeitsprozeß ausgeſchaltet hat, gewinnt die Pflege hand⸗ 
werklicher Arbeit nicht nur ideelle, ſondern in hohem Maße 
moraliſche und praktiſche Bedeutung. Denn fie gründet ſich auf 
die Dorausjegung, daß der Menſch als Arbeitsträger mindeſtens 
denſelben Anſpruch auf Beſchäftigung und Einſchaltung in das 
nationale und internationale Volksſchaffen hat, wie die Maſchine. 
Die Sucht nach der Automatiſierung der Arbeit, nach der Ent⸗ 
behrlichmachung von Menſchen hat zu dem grotesken Zuſtand 
geführt, daß vom inveſtierten Kapital der Maſchine und Fabrik in 
reſpektvollerer Weiſe geſprochen wird als von den Menſchen, 
die pauſieren müſſen, damit die Maſchine rationeller arbeitet. 
Das Tempo der Weltinduſtrialiſierung hat zweifellos die ge⸗ 
ſunden Grenzen überſchritten, ; 
die Auseinanderſetzung zwiſchen 
Nationalwirtſchaft und Welt⸗ 
wirtſchaft iſt in ein Stadium 
etreten, das in allen Induſtrie⸗ 
taaten eine Kriſe heraufbeſchwo⸗ 
ren hat. Deswegen findet ſich 
in allen betroffenen Ländern bei 
den Beſtrebungen um Arbeits⸗ 
beſchaffung eine deutliche Nei- 
gung zur Autarkie, zum ſtär⸗ 
keren Abſchluß von der Welt⸗ 
wirtſchaft, zur Verſtärkung des 
Binnenmarktes. 

Auf dem Gebiet der Dann, 
arbeit in ihren vielfachen 
Erſcheinungsformen liegt ein 
weſentlicher Teil der Hilfs- 
maßnahmen, die zu einem Aus⸗ 
gleich in der Volkswirtſchaft 
beitragen können. Die Hand- 
werksarbeit, die ſich auf ab⸗ 
gegrenzten überſehbaren Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Abſatzgebieten auf⸗ 
baut, der Hausfleiß auf dem 
Lande, der als Zuſatzarbeit die 
eigenen Werkſtoffe für den einen 
Bedarf verarbeitet, find Aktiva der Volkswirtſchaft, die heute wieder 
als unentbehrlich erkannt worden ſind, weil ſie ſich den Schwan⸗ 
kungen der Weltkonjunktur entziehen und als davon unabhängige 
Faktoren zur Stetigkeit des nationalen Wirtſchaftsprozeſſes ent⸗ 
ſcheidend beitragen können. In Deutſchland leben heute acht Mil⸗ 
lionen Menſchen vom Handwerk. 

Vor Jahren hat der kürzlich verſtorbene Präſident des Inter⸗ 
nationalen Arbeitsamtes Thomas auf die Wichtigkeit dieſer ſelbſt⸗ 
verſorgeriſchen Handarbeit hingewieſen, nicht nur in wirtſchaft⸗ 
licher, ſondern auch in moraliſcher Hinfiht. Wie groß das Der- 
langen nach perſönlichem Anteil an der Arbeit, ſei es auch nur 
als Beſchäftigung in der Freizeit, iſt, zeigt ſich an der Ausdehnung 
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Holzkrüge aus Thüringen 


Einfache Holzarbeiten aus dem Frankenwald 


der Laubenkolonien um die Großſtädte und Induſtriezentren. 
Muſſolini hat in derſelben Richtung ſeine Organiſation Dopolavoro 
(Nach der Arbeit) ins Leben gerufen, die im ganzen Land durch 
Spiel und Sport, Arbeits- und Leiſtungswettbewerbe, und be- 
ſonders durch eine kräftige Heimarbeit das Intereſſe an der Natio⸗ 
nalwirtſchaft, an der Gemeinſchaftsarbeit geweckt und gefördert hat. 
Die Schweiz hat, um der Verödung der Hochgebirgsdörfer entgegen⸗ 
zuwirken, deren Bewohner zur Induſtrie abwanderten, das 
Schweizer Heimatwer? gegründet, das durch Suſatzarbeit, durch 
Bausweberei, Schnitzarbeiten, Korbflechterei uſw. verſucht, ſowohl 
die vorhandenen Werkſtoffe der bäuerlichen Wirtſchaft ſtärker aus⸗ 
zunutzen, als auch durch Hebung einer ſolchen Volkskunſt in quali⸗ 
a Hinſicht Abſatzmöglichkeiten für den Fremdenverkehr zu 
ſchaffen. 

Skandinavien ift in dieſer Hinſicht vorangegangen. Seit etwa 
40 Jahren iſt dort die bäuerliche Hausfleißbewegung aus dem 
völligen Niedergang, in den ſie 
durch die Überfchwemmung des 
Landes mit billigen Maſchinen⸗ 
produkten geriet, wieder zu 
hoher handwerklicher und wirt⸗ 
ſchaftlicher Blüte herangewachſen. 
Der Schwediſche Hausfleiß ſetzt 
heute an Textilien im Jahre 
etwa 40 Millionen Kronen um, 
ohne daß ein Wirtſchaftskampf 
mit der ſchwediſchen Textil⸗ 
induſtrie zu bemerken iſt. In 
Deutſchland ift in dieſer Rih- 
tung noch verhältnismäßig wenig 
getan worden. Die Auffaſſung 
mancher führenden Volkswirt⸗ 
ſchaftler, das Bandwerk und der 
Hausfleiß feien zum Untergang 
beſtimmt, hat auch bei den 
Stellen und Kreiſen, die un⸗ 
mittelbar ſich dieſer Gebiete 
hätten annehmen follen, entmuti⸗ 
gend gewirkt. Die verdienſtvolle 
Arbeit von Sohnrey, die Beſtre⸗ 
bungen des Vereins für ländliche 
Wohlfahrts⸗ und Heimatpflege 
haben bis vor kurzem nur eine 
örtliche und nicht immer verſtändnisvolle Beachtung gefunden, ja, 
die zuſtändigen Stellen wußten meiſt gar nicht, was noch in 
Deutſchland an lebensfähigem Handwerk (aller Art) vorhanden 
war. Um das feſtzuſtellen, hat die Deutſche Volkskunſtkommiſſion 
eine Erhebung angeſtellt, deren erſtes Ergebnis in einer Verkaufs⸗ 
ausſtellung „Volkskunſt, Hausfleig und Handwerk“ im Haufe 
Wertheim, Berlin, Leipziger Platz, gezeigt wird. 

Das Ergebnis der Ausſtellung ift ſelbſt für Optimiſten iber- 
raſchend. Es zeigt ſich, daß in den letzten zehn Jahren eine Fülle von 
guter handwerklicher Arbeit ſich entwickelt hat, teils aus dem alten 
Handwerk heraus, teils aus dem neuen Kunftgewerbe, teils als 
Form der Selbſthilfe auf dem Lande oder in Uriſengebieten. 


Heſſiſche Bauerntöpfereien 
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Qualitativ geſehen ift die Tatſache erfreulich, daß alle individua⸗ 
liſtiſche Stilſucherei verſchwunden iſt zugunſten einer beſcheidenen 
aber charaktervollen Einfachheit und Ehrlichkeit in Muſter und 
Technik. Die in der Ausſtellung gezeigten Erzeugniſſe ſtehen in 
keinem Gegenſatz mehr zu dem modernen Wohnſtil. Wirtſchaftlich 


Korbflechtereien aus Heſſen 


geſehen, ift beſonders in der Handwebereiabteilung der Ans- 
ſtellung feſtzuſtellen, daß eine Wettbewerbsfähigkeit mit der mechani⸗ 
ſchen Textilherſtellung ſowohl techniſch wie preismäßig vorhanden iſt. 

Die Deutſche Volkskunſtkommiſſion will auf dem beſchrittenen 
Wege weitergehen, will die Förderung von Volkskunſt, Bausfleiß 
und Handwerk zunächſt dadurch unterſtützen, daß ſie die leiſtungs⸗ 
fähigen Werkſtätten in ganz Deutſchland kennenlernt. Es iſt, wie ge⸗ 


ſagt, oft erſtaunlich, wie wenig die zuſtändigen Behörden und Inſti⸗ 
tutionen die handwerkliche Produktion ihres Gebietes, die nich 
berufsſtändiſch organifiert iſt, kennen. Die Erfahrungen der Deut- 
jhen Volkskunſtkommiſſion, die fie auf dieſem Gebiete ſammelt, 
ſollen dann allen Stellen, die (beſonders im Rahmen der Arbeits⸗ 


Holsfpielzeug aus Berchtesgaden 
beſchaffung) das deutſche handwerkliche Können unterſtützen und 


ausbauen wollen, zur Verfügung geſtellt werden. Die Frage einer 
einheitlichen Fuſammenfaſſung ſolcher Beſtrebungen, wie fie im 
Schweizer Heimatwerk oder in den norwegiſchen und ſchwediſchen 
Bausfleißvereinigungen erfolgreich durchgeführt worden ift, tft eine 
Aufgabe, der fich die Deutſche Volkskunſtkommiſſion dann beſonders 
annehmen will. : 


Kleinreninerfürſorge des Reihs 


Von Miniſterialrat Dr. Feßler 


Selten in der Weltgeſchichte war die leibliche und ſeeliſche Not 
eines Volkes fo groß und umfaſſend wie jetzt im deutſchen Dater- 
lande. Selten auch hat fih Hoffnungsloſigkeit und Derzagtheit in 
einem großen Dolfe in ähnlichem Ausmaße ausgebreitet wie im 
Deutſchland der Gegenwart. Sermürbt von dem größten Kriege, 
der je zwiſchen Kulturſtaaten geführt wurde, in der inneren Volks⸗ 
kraft auf Jahrzehnte getroffen durch die Hungerblockade, die der 
erbarmungsloſe Feind über Millionen harmloſer Menſchen ver⸗ 
hängte, verarmt durch Inflation und ihre fürchterlichen Folgen, 
fieht jeder im grauen Alltag die Not aller Grade und Formen in 
feinem nächſten und dem ihm weiterſtehenden Kreife. Unſäglich 
traurig iſt das Geſchick der Millionen fleißigen Hände, die für ſich 
und die Ihrigen ſchaffen möchten, aber zu Untätigkeit verurteilt ſind. 
Schmerzlich iſt die Lage der Jugend, die nicht weiß, ob ſie ihre in 
ernſtem Streben erlangten Kenntniffe und Fähigkeiten nutzbringend 
wird verwerten können. 

Beſonders aber rührt ans Berz jedes fühlenden Deutſchen die 
Tatſache, daß Hunderttaufende von Greifen und Greiſinnen darben 
und entſagen müſſen, die beſſere Tage geſehen haben und die in 
einem langen Leben durch Arbeit und Sparſinn ein Vermögen er⸗ 
warben, das der Inflation zum Opfer fiel. Ihre Einſtellung war 
von Jugend auf darauf gerichtet, aus eigener Kraft ſich bis zum 


Lebensende zu erhalten, in kluger und ſorgender Wirtſchaftlichkeit 


zu erwerben und zu ſparen für die Tage des Alters und für das 
kommende Geſchlecht. 

Mit Recht konnten ſie hoffen, nach arbeitsreichem Leben einen 
ſorgloſen und ungetrübten Lebensabend zu genießen. 

Dieſe Hoffnung iſt vernichtet. Wie es der Krieg war, der die 
Blüte der deutſchen Manneskraft dahinraffte, ſo ſind es ſchließlich 
ſeine Folgewirkungen, die dieſe Hoffnungen zerſtörten. Es trifft 
nicht zu, daß Willkür und Rückſichtsloſigkeit maßgebender Schichten 
die Kapitalzerſtörung verſchuldet haben. Wer den großen Lauf der 
reich bewegten Geſchichte ſeit dem Ausbruch des Weltkrieges im 
Sufammenhang mit den Geiſtesſtrömungen der modernen Seit iber- 
Déi der muß erkennen, daß es fih bei Krieg und Inflation gleich- 
am um Naturereigniſſe von elementarſter Gewalt gehandelt hat, 
denen gegenüber der Menſchenwille in ſeinen einzelnen Erſcheinungs⸗ 
formen von nur geringer Wirkung war. Die Übermacht der Tat⸗ 
ſachen beherrſcht die geſamte Entwicklung der Kleinrentnerfürforge 
im öffentlichen Leben. Nicht immer wird das ausreichend erkannt. 
Es iſt menſchlich zu verſtehen, wenn Schuldige geſucht werden, ſo⸗ 
bald eine Entwicklung zu Schäden, Not und Verarmung führt. Dann 
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beſteht aber immer die Gefahr, daß einzelne zu Unrecht verantwort⸗ 
lich gemacht werden für Ereigniſſe, dje in ihrer Wucht ſtärker find 
als Menſchenwille. ; 

Wer gerecht fein will — im Grunde feines Herzens will es 
ſchließlich jeder —, der wird ſtets abwägen, ob tatſächlich die Wucht 
der Ereigniſſe oder der Wille des einzelnen verantwortlich zu 
machen iſt. 

Nur dieſe Betrachtungsweiſe kann auch davor bewahren, in 
eine Stimmung der Verbitterung zu geraten, die nicht von Nutzen 
iſt, ſondern in ſchwerer Lage ſelbſt eine weitere ſchwere Belaſtung 
bedeutet. ; ; \ 

Wer die Entwicklung der Kleinrentnerfürforge überſchaut, der 
ſieht, daß es nicht der cf? Wille war, der es verhinderte, daß 
alle mit Nachdruck geäußerten Wünſche befriedigt wurden. Er ſieht 
die Bemühungen der verantwortlichen Kreiſe im Rahmen der eng 
bedrängten Möglichkeiten, zu helfen, ſoweit es irgend verantwortet 
werden konnte. ? 

Bereits im Jahre 1920 begann eine Reihe deutjcher Städte 
denen eine Fürſorge angedeihen zu laſſen, die durch den Derfall 
der deutſchen Währung in Not geraten waren. Mehrere Länder 
griffen ergänzend ein. Wenn auch nach der beftehenden Pflichten⸗ 
verteilung die Fürſorge für notleidende Volksgenoſſen in erſter Linie 
bei den Gemeinden, Gemeindeverbänden und den Ländern liegt, jo 
übernahm das Reich doch Ende 1921 in der Kleinrentnerfürförge die 
Führung. Reichszuſchüſſe wurden in den Reichshaushalten der fom- 
menden Jahre für notleidende Kleinrentner bereitgeſtellt, Richtlinien 
a ee Verteilung wurden im Einvernehmen mit dem Reichsrat 
erlaſſen. 

Im folgenden Jahre wurde durch ein Keichsgeſetz den Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbänden die Verpflichtung auferlegt, den 
Kleinrentnern und ihnen Gleichgeſtellten auf Antrag Fürſorge zu 
gewähren. Der Kreis der Fürſorgeempfänger umfaßt nach dieſen 
Beſtimmungen bedürftige, alte oder erwerbsunfähige Perſonen, die 
infolge eigener oder fremder Dorforge ohne die Geldentwertung oder 
ohne ſonſtige Kriegsfolgen nicht auf die öffentliche Fürſorge an⸗ 
gewieſen wären, wenn gewiſſe im einzelnen beſtimmte Voraus⸗ 
ſetzungen zutreffen. Die Hotten dieſer Fürſorge trug zu 80 v. H. 
das Reich. Die Durchführung lag bei den Gemeinden. 

In jenen Jahren entwertete ſich das Geld in furchtbarer, ſich 
fortgeſetzt ſteigernder Geſchwindigkeit. Die Not der Betroffenen 
ſtieg. Das Reich mußte an verſchiedenen Stellen eingreifen. So 
ergab ſich ſchließlich die Notwendigkeit, das geſamte Gebiet der 
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Fürſorge durch eine allgemeine Verordnung zu regeln. Es geſchah 
im Februar 1925. : 

Dieſe Dereinheitlihung der Fürſorge bedeutete aber nicht 
Gleichbehandlung aller der Fürſorge Bedürftigen ohne Rüdficht auf 
Art und Urſache ihrer Not. Es wurde vielmehr ausdrücklich be⸗ 


ſtimmt, daß der Umfang der Hilfe und die Art, wie ſie gewährt 


werden ſollte, nach beſonderen Maßſtäben zu beurteilen ſei, bei 
denen auf die früheren Lebensverhältniſſe der zu Betreuenden Kück⸗ 
ſicht zu nehmen war. ; 
In erter Linie war dadurch gefichert, daß die Kleinrentner 
aus der allgemeinen Fürſorge herausgehoben wurden, weil eben 
bei ihnen zu berückſichtigen war, daß ohne Krieg und Inflation 


eine Fürſorgepflicht nicht eingetreten wäre. Insbeſondere war ein 


Schutz der Kleinrentner dagegen vorgeſehen, daß fie die letzten Zeite 
ihres Vermögens angreifen mußten, bevor die Fürſorge einſetzte. 
Zwei Jahre ſpäter wurden die Beſtimmungen im gleichen Sinne 
des Wohlwollens und des Derftändniffes für die Kleinrentner 
weiter ausgebaut. Es wurde angeordnet, daß für ſie eine an⸗ 
gemeſſene Mehrleiſtung gegenüber der allgemeinen Fürſorge ge⸗ 
währleiſtet wurde. Dieſe Mehrleiſtung ſollte in der Regel ein 
Viertel des allgemeinen Richtſatzes betragen. Ein Beſchwerderecht 
des 8 bei Ablehnung der Fürſorge oder feft- 
ſetzung ihrer Art und Höhe war gegeben. Dertreter der Fürſorge⸗ 
berechtigten oder ihrer Organiſationen wurden bei der Entſcheidung 
zugezogen, auch bei der Aufſtellung von Richtlinien und Richtſätzen 
ſollten ſie mitwirken. 

Wieder zwei Jahre ſpäter wurde eine weitere Verbeſſerung der 
Beſtimmungen zugunſten der Kleinrentner geſchaffen, die über 
65 Jahre alt waren. Als Mindeſtmaß für die Deckung des not⸗ 
wendigen Lebensunterhalts muß bei ihnen für alle Fälle der Ritt- 
ſatz ſichergeſtellt werden. Die Anrechnung von freiwilligen gus- 
wendungen oder von Arbeitsverdienſt auf den Richtſatz wurde ab⸗ 
hängig gemacht von einer Stelle, die durch die oberſte Landesbehörde 
zu ee. war. 

ehrfach hat fih der Reichstag mit der Kleinrentnerfürſorge 
befaßt. Im Vordergrunde der Verhandlungen ſtand der dringende 
Wunſch ihrer Organiſationen, daß ſie aus der allgemeinen Fürſorge 
herausgehoben würden und daß ihnen ein Rechtsanfpruch auf eine 


feſte Rente gewährt würde, durch welche die öffentliche Fürſorge 


entbehrlich wäre. Die Reichsregierung hat zu dieſem Vorſchlage 
eingehende Erörterungen angeſtellt. Es hat ſich ergeben, daß die 
Sahl der Parteien, die von der Kleinrentnerfürforge betreut wer⸗ 
den, 500 000 überſteigt. Es iſt auch damit zu rechnen, daß eine 
unbeſtimmte Fahl von Perſönlichkeiten die Vorausſetzungen erfüllen, 
von denen die Fürſorge für die Kleinrentner abhängig gemacht iſt, 
von ihr aber trotzdem keinen Gebrauch machen. 

„So würde damit zu rechnen fein, daß das Reich mit ſchätzungs⸗ 
weiſe 200 bis 500 Millionen jährlich mehr belaſtet würde, wenn es 
dem Antrage ſtattgäbe. SCH 

Leider kann nach Lage der Reichsfinanzen eine derartige Mehr⸗ 
belaſtung nicht übernommen werden. Leider hat ſie vielmehr, in 
den letzten Jahren dazu gezwungen, den ſchweren und bitteren Ent⸗ 
ſchluß zu faſſen, an den Wohlfahrtsaufwendungen Kürzungen vor⸗ 
zunehmen. Das mußte für alle gelten, denen die öffentliche Band 
fürſorgend zur Seite ſtand. Es war wohl eine der ſchwerſten Ent⸗ 
ſchließungen, die von verantwortlicher Stelle getroffen werden 


mußten. Gegenüber der Wucht der Tatſachen konnte ſich der beſte 
Wille nicht durchſetzen. ; ; 

So hat leider die jüngſte Vergangenheit auch die Bezüge der 
Kleinrentner nicht unberührt laſſen können. So haben auch ſie an 
ihrem opferreichen Lebensabende der Not des Vaterlandes weitere 
ſchwere Opfer bringen müſſen. : 

Es ift zu verjtehen, daß die Bitterkeit und Derzagtheit in 
dieſen Kreiſen geſteigert wurde, daß auch die Notwendigkeit, auf 
andere Hilfsquellen und auf die Leiſtungsfähigkeit der näheren An⸗ 
gehörigen zurückzugreifen, dieſe Bitterkeit in weitere Kreiſe getragen 
hat. Und wenn ſie Anlaß gab, daß manches harte Urteil fiel, ſo 
iſt es doch wieder die Ehrenpflicht eines jeden, ſich Rechenſchaft zu 
geben, wie weit dies Urteil berechtigt war. Auch in den auf⸗ 
geregten Zeiten der Unruhe, der Not und der Unſicherheit fühlt jeder 
in ſtiller Stunde der Einkehr die Pflicht, aus eigenem Intereſſe 
und im Intereſſe aller gerecht und wahr zu ſein. 

Die Not ift ein harter Lehrmeiſter. Sie zwingt Kreife und 
Anſchauungen zuſammen, die ſich in ruhigen Seiten gleichgültig 
oder vielleicht ſogar verſtändnislos gegenüberſtehen. Sie ſteigert die 
Verantwortung derer, die berufen ſind, kraft ihrer Amtspflicht den 
in Not Geratenen Hilfe zu leiſten; und es hat den Anſchein, als 
wenn manche Gegenſätze, die früher zwiſchen beamteten und nicht⸗ 
beamteten Perſönlichkeiten beſtanden, aus dieſer gemeinſamen Not 
in den Hintergrund treten. So ſchwer es ſein mag, bei der Über⸗ 
zahl der Fälle, die zu betreuen ſind, für jeden einzelnen das richtige 
Maß der Fürſorge zu treffen, jo dankenswert ift gerade vom Stand- 
punkte der Allgemeinheit aus das ernſte Bemühen darum. Und 
wenn bei dieſer harten Dienſtarbeit auch bisweilen das menſchliche 
Empfinden im amtlichen Handeln in die Erſcheinung tritt, dann ver⸗ 
wiſchen ſich die Gegenſätze zwiſchen dem Rechtsanſpruch und der 
Fürſorgepflicht, die rechtlich getrennt, menſchlich aber einander 
näher ſind denn je. 

Noch eins lehrt gerade die Not der Kleinrentner und derer, 
die ihnen gleichſtehen: jeder Volksgenoſſe hat ein dringendes Jnter- 
eſſe daran, daß nicht wiederum durch eine Entwertung der deutſchen 
Mark unſägliches Elend in weiteſte Kreiſe getragen wird. Die 
Feſtigkeit der Währung ift und bleibt die erſte Vorausſetzung dafür, 
daß ein geordnetes Staats- und Wirtſchaftsleben möglich ift, daß 
insbeſondere auch die Fürſorgepflichten erfüllt werden können, die 
dem Staate obliegen. 

Nur auf der feſten Baſis der Wirtſchaftsfundamente fann fih 
das Wirtſchaftsleben nach manchen Irrungen und Wirrungen der 
Vergangenheit wieder organiſch geſtalten und kann ſich das Finanz⸗ 
weſen der öffentlichen Hand kräftigen. Und das iſt die Doraus- 
ſetzung für die Verbeſſerung des Loſes aller Bedürftigen und ins⸗ 
beſondere auch der Lage der Kleinrentner, die jeder mit warmem 
Herzen erwünſcht und erhofft. 

Vielleicht hat die kurze Überficht über die Lage ergeben, daß 
es tatſächlich nicht der böſe Wille der entſcheidenden Faktoren war, 
wenn das Problem der Kleinrentnerfürforge nicht im vollen Um⸗ 
fange in dem Sinne gelöſt wurde, der von den Beteiligten gewünſcht 
war. Aber auch hier, wie in vielen anderen Fällen, iſt es in der 
gegenwärtigen Notzeit die Übermacht der Verhältniſſe, die den Aus⸗ 
ſchlag gibt. Vielleicht kann in der Seelennot des Kleinrentners 
dieſer Gedanke ein wenig dazu beitragen, die innere Einſtellung zum 


harten Schickſal zu mildern und ſo zu erreichen, daß es leichter wird. 


Alte und neue Giedlungsſormen in Medlendurg Schwerin 


Don ©berregierungsrat Mulert, Mitglied des Meckl.⸗Schw. Siedlungsamtes 


Beide Mecklenburg, flächenmäßig größer als Sachſen oder Baden, 
erreichen an Einwohnerzahl noch nicht die Einwohnerzahl Hamburgs 
und bleiben mit einer Bevölkerungsdichte von rd. 50 Einwohner auf 
das Quadratkilometer weit hinter dem Keichsdurchſchnitt von 
156 auf das Quadratkilometer zurück. Für das platte Land ergibt 
fih ein noch geringerer Durchſchnittsſatz, da einmal auch in Met- 


lenburg⸗Schwerin ſchon rund die Hälfte der einheimiſchen Bevölke⸗ 


rung in den Städten wohnt, und ferner Dreiviertel der Geſamt⸗ 
fläche des Landes landwirtſchaftlich, und zwar zu 60 v. D. vom 
Großgrundbeſitz, d. h. Betrieben über 100 ha, genutzt wird. Bier- 
nach bieten fih für eine Siedlungstätigkeit in Mecklenburg⸗Schwerin 
große Möglichkeiten. Geeignetes Siedlungsland iſt zur Genüge 
vorhanden. 

Kein Wunder, daß in den letzten Jahren ein Fuſtrom weft- 
und ſüdweſtdeutſcher Siedler nach Mecklenburg eingeſetzt hat und 
die ſog. Weſtoſtſiedlung ſeit dem Jahre 1927 dahin geführt hat, daß 
FW das Hauptziel dieſer Wanderungsbewegung 

Die Anſiedlung vollzieht ſich in der Regel unter Mitwirkung 
der Siedlungsgeſellſchaften, die unter Aufſicht des Siedlungsamtes 
ſtehen, und von denen die Meckl. Landgeſellſchaft m. b. H. zu 
Schwerin infolge ſtaatlicher Förderung und Beteiligung die größte 
iſt. Die Bildung und Auslegung der einzelnen Siedlerſtellen er⸗ 


folgt in der Regel als bäuerliche Familienbetriebe in Form einer 
Normalſtelle in Größe von 40 bis 60 Morgen = 10 bis 15 ha; 
daneben finden fih Neinere Handwerkerſtellen oder Gewerbebetriebe 
(Schmied, Stellmacher, Gärtnereien, Geflügelfarmen, Gaſtwirtſchaft, 
Warenhandlung u. dgl.) in Größe von 20 bis 30 Morgen, je nach⸗ 
dem der Schwerpunkt in der Landwirtſchaft oder in dem Neben- 
betrieb liegt, und ſog. Landarbeiterſtellen in Größe von 4 bis 12 
Morgen, deren Inhaber, wie der Name jagt, auf Nebenverdienſt als 
Arbeiter in der Land- oder Forſtwirtſchaft angewieſen find. Die 
Auslegung großbäuerlicher Stellen ſowie die Bildung von Keſthöfen 
erfolgt nur noch ſelten. Die Landarbeiterſtellen entſprechen den frü⸗ 
heren Häuslereien, die bäuerlichen Kleinſtellen den Büdnereien, die 
bei der allgemeinen Vererbpachtung des Landes im früher großher⸗ 
zoglichen Domanium als Erbpachtgrundſtücke gebildet wurden. Die 
neuen Siedlerſtellen werden faſt durchweg als Eigentumsgrundſtücke 
ausgelegt. Seit der Errichtung des Siedlungsamtes im Jahre 1919 
find bis zum Jahre 1950 einſchließlich 2667 Siedlerſtellen ges 
ſchaffen, und zwar 389 bis 1921 und dann im Jahre 1922 48 Stellen, 
1925: 92, 1924: 134, 1925: 94, 1926: 98, 1927: 561, 1928: 222, 
1929: 408, 1950: 751. 2 
Es liegt auf der Hand, daß die veränderten Wirtſchaftsbedin⸗ 
gungen, die namentlich in den letzten Jahren ſich für die heimiſche 
Kandwirtfchaft ergeben haben, fih auch auf dem Gebiete des Sied- 
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lungsweſens bemerkbar machen. Die neuen Siedlungen müſſen 
dieſen veränderten Bedingungen angepaßt werden. Noch vor 
einigen Jahren konnte man verhältnismäßig üppig bauen und dem 
Siedler ein vollſtändiges und ausreichendes Gehöft hinſtellen. Frei⸗ 
lich koſtete der Bau einer ſolchen 60-Morgen⸗Stelle allein 16 000 
bis 17 000 RM. und die geſamte Stelle dementſprechend 56 000 bis 
40 000 RM., je nach Bodengüte. 

Heute hat ſich zwangsläufig die Notwendigkeit ergeben, die 
Siedlung zu verbilligen. Dies wird erreicht durch billigere Geftal- 
tung der Einſtandspreiſe infolge der fallenden Grundſtückspreiſe, 
5 durch Abkürzung 
der Swiſchenwirt⸗ 
ſchaft und ſchnelle⸗ 
ren Aufbau der 
Siedlungsgüter und 
endlich beſonders 
durch einfachere Ge⸗ 
ſtaltung der Sied⸗ 
lungsbauten. Die 
Herabminderung 
der Baukoſten der 
Siedlergehöfte kann 
erfolgen durch wei⸗ 
teſtgehende Heran⸗ 
ziehung des auf 
der Feldmark vorhandenen Baumaterials (Kies, Lehm, Steine), Be- 
ſchränkung des Wohn- und Wirtſchaftsraumes auf das Notwen⸗ 
digſte mit ſpäterer Erweiterungsmöglichkeit, einfache, aber gedie⸗ 
gene Bauausführung und endlich durch äußerſte zweckentſprechende 
Ausnutzung der vorhandenen Gutsgebäude. Unter Beachtung dieſer 
Geſichtspunkte hat die Meckl. Landgeſellſchaft ſchon im Jahre 1950 
den Derſuch gemacht, neue Wege in der ländlichen Siedlung ein⸗ 
zuſchlagen und die Beſiedlung des Gutes Suckwitz im Amte Güſtrow 
in dieſer Form, d. h. in Form der ſog. Aufſtiegſiedlung, durch⸗ 
zuführen. SE 

Aufſtiegſiedlung deshalb genannt, weil fie einen allmählichen 
Aufſtieg des Siedlers in der Weiſe vorſieht, daß er ſpäter ſein Ge⸗ 
höft durch An- oder Zubau erweitern kann. Der Verſuch in Suck⸗ 
witz iſt noch aus dem Grunde intereſſant, weil hier die vertriebenen 
Deutſch⸗Ruſſen zur Anſiedlung gelangten. Die Koſten des Neu⸗ 
baues in Suckwitz haben einſchließl. Brunnen und Stalleinrichtung 
nur 6500 RM. betragen. Ein weiterer Derfuch der Aufſtiegſiedlung, 
gleichfalls mit Deutſch⸗Ruſſen, wurde unter Mitwirkung der Ge- 
ſellſchaft zur Förderung der inneren Kolonifation von der Nord- 
deutſchen Anſiedlungsgeſellſchaft zu Schwerin auf dem Gute Schoſſin 
gemacht unter verſchiedenartiger Verwendung 
von Lehm, Holz und Beraklitplatten. 

Die beiden Verſuche in Suckwitz und 
Schoſſin, denen inzwiſchen weitere gefolgt 
ſind, haben gezeigt, daß die beſchrittenen 
neuen Wege in der ländlichen Siedlung 
gangbar ſind und zu neuen Siedlungs⸗ 
formen führen, deren Entwicklung noch 
nicht abgeſchloſſen iſt. Man wird weiter 
an der Form der Aufſtiegsſiedlung arbeiten, 
ſie noch zu verbilligen und zu verbeſſern 
ſuchen und ſo einen Typ herausbringen, 
der den veränderten Verhältniſſen in der 
Landwirtſchaft Rechnung trägt, ohne die 
durch Klima und Bodenverhältniſſe be⸗ . 
dingten landwirtſchaftlichen Erforderniſſe außer acht zu laſſen. 
Dabei wird auch in Frage kommen, die Siedler in geſchloſſenen, 
vorher ausgeſuchten und vorwiegend landsmannſchaftlich zuſammen⸗ 
geſtellten Gruppen an dem Aufbau der Siedlung mitwirken zu 
laſſen. Die Aufſtiegſiedlung bietet hierzu die Möglichkeit. Sie 
bietet weiter vor allem auch die Möglichkeit zur Anſiedlung der 
Landarbeiter. Dieſe werden im allgemeinen nur über ganz geringe 
Barmittel verfügen, die für den Erwerb einer Normalſtelle 
nicht ausreichen. Sie reichen aber allenfalls aus zur Übernahme 
einer Aufſtiegſiedlung. Und ſo iſt es möglich, aus der Fahl der 
bodenſtändigen Landarbeiter gute und geeignete Siedler anzuſetzen 


Schoſſin, Neubau einer 15-ha-Aufftiegfiedlung 


L 


Politiſche Chronik 


Aus land: 

Zwifchen den Mächten der Kleinen Entente wird in Bukareſt 
ein neues Militärabkommen unterzeichnet (9. 5.). — Auf das 
amerikaniſche Konſulat in Nagaſaki (Japan) wird ein Bomben- 
anſchlag verübt (9. 5.). — Die Bank von England ſenkt ihren 
Diskontſatz von 3 auf 2,5 v. Ñ. (12. 5.). — In einem Artikel wendet 
ſich Muſſolini gegen Inflationswünſche und führt dabei das Beiſpiel 
Englands an, deffen Arbeitsloſenzahl trotz Verlaſſens des Gold- 
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und ſie ſelbſt nicht durch die Aufteilung der großen Güter beſchäfti⸗ 
gungslos zu machen oder gar in die Städte zu verdrängen, wo ſie 
das ohnehin ſchon große Heer der Arbeitsloſen nur vermehren 
würden. — Neuerdings iſt auch die Frage aufgetaucht, die Siedlung und 
beſonders die Aufſtiegſiedlung für Zwecke der Behebung der Arbeits- 
loſigkeit nutzbar zu machen. Abgeſehen von der Tatſache, daß die 
Siedlung an und für ſich ſchon zu einer erheblichen Belebung des 
Arbeitsmarktes, namentlich im Bauweſen, beiträgt, denkt man daran, 
mit Hilfe des Freiwilligen Arbeitsdienſtes Erwerbsloſe bei der Sied- 
lung zu beſchäfti⸗ 
gen mit dem Siel, 
ſie unter Umſtänden 
ſpäter ſelbſt anzu⸗ 
ſiedeln. Gewiß ein 
geſunder Gedanke, 
der es verdient, in 
eine vernünftige 
Praxis umgeſetzt zu 
werden, wenngleich 


noch manche Schwie⸗ 

rigkeiten dabei zu 

überwinden ſind — ze 

und noch mande Sehöft einer bäuerlichen Siedlerſtelle von ca. 15 ha 
Charme, e e Bene 5 8 m 
ſammelt werden : anie 

müſſen. Schon haben rheiniſch⸗weſtfäliſche und auch baperiſche 


Bezirke durch Vertreter der Erwerbsloſen ſelbſt Fühlung mit 
Mecklenburg⸗Schwerin wegen der Anſiedlung von Erwerbsloſen 
geſucht und iſt damit zu rechnen, daß dieſe Fühlungnahme zu 
einem Verſuch der Anſiedlung zunächſt ſolcher Erwerbsloſen 
führen wird, die aus der Landwirtſchaft ſtammen und in ſie 
wieder zurückgeführt werden wollen oder eine Eignung für land⸗ 
wirtſchaftliche Betätigung gewährleiſten. In dieſen Fällen wird 
die Auswahl des Siedlers und der Siedlerfrau noch mehr als 
im allgemeinen eine Rolle ſpielen. Der Siedler muß ſich darüber 
klar ſein, daß es in der Landwirtſchaft keinen Achtſtundentag 
gibt und nur harte Arbeit auf ihn wartet. Doch der Derfuh muß 
gemacht werden. Denn heute kann keine Regierung, kein Land, 
keine Stadt mehr achtlos an der Frage der Behebung der Arbeits- 
loſigkeit vorbeigehen, ſondern ſie müſſen alle nur möglichen Mittel 
ergreifen, um ſie zu verringern. Freilich darf man ſich hinſichtlich 
der Erwerbslojenfiedlung keinen übermäßigen Hoffnungen hingeben. 
Sie iſt bei der rieſengroßen Ausdehnung der Erwerbsloſigkeit nur 
ein Tropfen auf dem heißen Stein und findet ihre Grenzen in den 
fehlenden Geldmitteln und ſchließlich auch in dem fehlenden Land. 
Auch läßt ſich eine ſolche Maßnahme nicht 
von heute auf morgen durchführen. Rechnet 
man für eine erwerbsloſe Familie, die in 
Form der ländlichen Aufſtiegſiedlung ange⸗ 
ſetzt wird, einen durchſchnittlichen Land⸗ 
bedarf von 50 Morgen, dann würden 10 000 
Familien die Hergabe von 75000 ha be 
dingen, mithin eine Fläche, die größer iſt als 
die in Mecklenburg⸗Schwerin in einem Zeit- 
raum der letzten 12 Jahre beſiedelte Fläche. 
Die Bereitſtellung einer ſolchen Fläche würde 
eine Verzinſung eines Ankaufskapitals von 
rd. 50 Millionen Reichsmark erforderlich 
machen, zu denen ungefähr die gleiche Summe 
; an Aufbaukoſten käme. Dieſe Mittel müſſen 
reichsſeitig teils aus den für die Siedlung beſtimmten Mitteln, teils 
aus den Mitteln der wertſchaffenden Erwerbsloſenfürſorge zur Der, 
fügung geſtellt werden. Nur durch eine großzügige Aktion kann 
dieſes Problem gelöſt werden. Nur ſo kann gleichzeitig das Pro⸗ 
blem der Übervölkerung gelöſt und der fortſchreitenden Verſtädte⸗ 
rung Einhalt geboten und eine Siedlung größten Stils in den noch 
in großem Umfang vorhandenen ländlichen Gebieten dünner Be⸗ 
ſiedlung in die Wege geleitet werden. Dann mag aus dem Heer der 
Erwerbsloſen ein Stamm ſeßhafter Bauern werden, die Pflug und 
e auf eigener Scholle für ein freies deutſches Volk und Land 
ren. S 


Vom 10, bis 26, Mai 


ſtandards im April weitergeſtiegen ift (12. 5.). — Der Premier- 
miniſter von Neuſüdwales wird im Auftrag des englifchen Königs 
abgeſetzt, da er ſich weigerte, die Bundesſteuern an die Bundes⸗ 
regierung abzuliefern (15. 5.). — In Belgrad tritt die Kleine Entente 
zu einer Tagung zuſammen. Ein Ergebnis hat die Konferenz nicht 
(13. 5.). — Der ſüdamerikaniſche Staat Peru gibt die Goldwährung 
auf (14. 5.). — Der japaniſche Miniſterpräſident Inukai wird in 
feiner Wohnung von ſechs japaniſchen Offizieren ermordet (15. 5.). 
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— Die japaniſche Armee verlangt ultimativ die Bildung einer natio⸗ 
nalen Regierung (17. 5.). — Sum Gouverneur des Memelgebiets 
wird von der litauiſchen Regierung der bisherige Generalkonſul in 
London, Gylys, ernannt (17. 5.). — Der franzöſiſche Vertreter auf 
der Abrüſtungskonferenz, Paul⸗Boncour, äußert ſich zur Abrüſtungs⸗ 
frage und macht dabei Ausführungen, die eine Anderung der franzö⸗ 
ſiſchen Politik in dieſen Punkten erwarten laſſen (15. 5.). — In 
New Vork wird eine internationale Petroleum-Konferenz eröffnet, 
an der auch Vertreter der Sowjetunion teilnehmen (16. 5.), — In 
Bombay kommt es zu ſchweren Fuſammenſtößen zwiſchen Hindus 
und Mohammedanern, bei denen es viele Tote und Verwundete 
gibt (17. 5.). — Das belgiſche Kabinett Renkin tritt wegen Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten in der Sprachenfrage zurück, Renkin über⸗ 
nimmt die Neubildung der Regierung (17. 5.). — Der Offenfiv- 
charakter der Luftwaffe wird durch eine Abſtimmung auf der Ab⸗ 
rüſtungskonferenz beſtritten; entgegengeſetzter Meinung waren: 
Deutſchland, Rußland, China, Öfterreih, Bulgarien, Ungarn und 
die Türkei (18. 5.). — In einer Enzyklika beſchwört der Papſt alle 
Völker, von der Selbſtſucht abzulaſſen und von dem Hunger nach 
Geld (18. 5.). — In der Frage der wirtſchaftlichen Benachteiligung 
Danzigs entſcheidet der Völkerbundsrat gegen Polen, das gegen 
Danzig vertragswidrig den Veredlungsverkehr, den Lagerverkehr und 
den Kontingentverkehr geſperrt hatte (19. 5.). — Der deutſch⸗ 
ungariſche Handelsvertrag wird von dem Ungariſchen Oberhaus an- 
genommen (19. 5.). — Der memelländiſche Schulrat Meyer wird 
nach längerer Unterſuchungshaft auf freien Fuß geſetzt, ebenſo der 
Reichsdeutſche Beckers (20. 5.). — In Gſterreich kommt die 
Regierung Dollfuß zuſtande, nachdem es noch kurz vorher wegen der 
Beſetzung des Außenminiſteriums Schwierigkeiten unter den Koali- 
tionsparteien gegeben hatte (20. 5.). — Über die dringende finanzielle 
Hilfeleiftung für Oſterreich und Griechenland kann innerhalb des 
Völkerbundsrates keine Einigung erzielt werden. Die Weiterbehand⸗ 
lung der Frage wird einem gemiſchten Ausſchuß überantwortet 
(21. 5.). — Miniſterpräſident Denizelos kündigt in der griechiſchen 
Kammer den Rücktritt feiner Regierung an (21. 5.). — Mit der 
Bildung der Nationalregierung in Japan wird Admiral Saito be⸗ 
auftragt (25. 5.). — Das memelländiſche Direktorium Simaitis tritt 
zurück (26. 5.). 


Wilhelm Kahl + 


Wenn wir von der Geſtalt Hindenburgs abſehen, dann war 
Wilhelm Kahl der letzte, deſſen Lebensbogen noch in das Jahr der 
Reichsgründung von 1871 zurückreichte. Er war der vorletzte, der 

noch perſönlicher Zeuge 
dieſes hiſtoriſchen Aktes 
war und die Tradition 
des Bismarck⸗Reiches in 
unſere Tage herübertrug. 
Unſer Volk war ja nie 
Harf in der Traditions⸗ 
pflege und der Tradi⸗ 
tionsbildung. So iſt 
der Derluſt feiner Der, 
ſönlichkeit ein doppelt 
ſchwerer Schlag für die 
Geſamtheit. 
Der Perſon Wilhelm 
Kahls und ſeiner ge⸗ 
ſchichtlichen Bedeutung 
iſt in dieſen Tagen in 
allen Lagern und Ge⸗ 
genden gedacht worden. 


Aber meiſt nur des 
Juriſten oder des Men⸗ 
ſchen. Wenig oder 


gar nicht feines Wir⸗ 
kens am ewigen Bau 
des Deutſchen Reiches. 
Dieſes Grundmotiv aber 
zieht ſich durch ſeine ganze öffentliche Tätigkeit. In ihm rundet 
ſich dieſe erſt zu einem einheitlichen und geſchloſſenen Ganzen. 
Man kann mit Fug und Recht die Frage aufwerfen, ob ohne 
Wilhelm Kahl oder wenigſtens fein Jutun die heutige Verfaſſung 
„Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches“ geworden wäre. Denn als 
in Weimar im Verfaſſungsausſchuß der Nationalverſammlung die 
Beratung mit der Benennung des neuen Staates begann, da beſtand 
keineswegs abſolute Einmütigkeit über die Beibehaltung des alten 
Namens „Deutſches Reich“. Es gab Strömungen für die Bezeich⸗ 
nung „Deutſche Republik“. Sogar das verftaubte und zum Glück 
in die Ede geſtellte Firmenſchild „Deutſcher Bund“ ſollte wieder 
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Reich: 

Reichskanzler Dr. Brüning hält im Reichstag eine Rede, in der 
er, die Ausführungen vor der auswärtigen Preſſe unterſtreichend, 
ſowohl zu außenpolitiſchen wie innenpolitiſchen Fragen Stellung 
nimmt. Das eingebrachte Mißtrauensvotum gegen das Geſamt⸗ 
kabinett wird mit 287 gegen 257 Stimmen abgelehnt. Das von der 
Regierung eingebrachte Schuldentilgungs⸗ und Anleiheermächtigungs⸗ 
geſetz wird in der Schlußabſtimmung mit 287 gegen 260 Stimmen 
angenommen. Der Reichstag wird vorzeitig vertagt (12. 5.). 
— Dr. Groener erklärt feinen Rücktritt als Reichswehr⸗ 
miniſter (12. 5.). — Die deutſche Ausfuhr iſt im Monat April um 
46 Millionen Reichsmark gegenüber dem Monat März geſunken, 
der überſchuß über die Einfuhr betrug 54 Millionen Keichs⸗ 
mark. — In Elbing beginnt die 52. Jahrestagung des Vereins 
für Deutſchtum im Ausland (13. 5.). — Zum Erzbiſchof von Frei⸗ 
burg i. Br. wird vom Papſt der Biſchof von Meißen, Dr. Konrad 
Groeber, ernannt (25. 5.). — Im Auswärtigen Ausſchuß des Reichs⸗ 
tages wird ein nationalſozialiſtiſcher Antrag angenommen, der die 
Reichsregierung erſucht, die polniſche Republik darüber zu ver⸗ 
ſtändigen, daß jeder Angriff auf den Freiſtaat Danzig als Verletzung 
der deutſchen Lebensrechte geahndet wird (24. 5.). — Die Zahl der 
Arbeitsloſen iſt in der Feit vom 15. April bis 15. Mai um 201 000 
zurückgegangen und beträgt noch 5 675 000. — An mehreren Orten 
des Reiches kommt es zu ſchweren Erwerbsloſenunruhen, die Todes⸗ 
opfer koſten. — Der Alteſtenrat des Reichstages wird zum 51. Mat 
einberufen. ; 

Länder: ö 

Die heſſiſchen Landtagswahlen vom 15. November 1951 werden 
vom Heſſiſchen Staatsgerichtshof für ungültig erklärt, Neuwahlen 
finden am 19. Juni ſtatt. — Im Freiſtaat Anhalt wird eine Rechts⸗ 
regierung gebildet (21. 5.). — Die Staatspräſidentenwahl in 
Württemberg verläuft ergebnislos (24. 5.). — In Berlin tritt der 
neugewählte Landtag zuſammen (24. 5.). gum Präſidenten des 
Preußiſchen Landtages wird der Nationalſozialiſt Kerrl gewählt; die 
Wahl des Präſidiums muß nach vier Wochen wiederholt werden. — 
Swiſchen Kommuniſten und Nationalſozialiſten kommt es zu einem 
blutigen Zufammenftoß, der zur Aufhebung der Sitzung führt (25. 5.). 


hervorgeholt werden. Jum Schluß hat fih der Ausſchuß für die 
Wahl des alten deutſchen ſymboliſchen Titels „Reich“ entſchieden. 
So ift in die Überſchrift und den Artikel 1 der Verfaſſung „Das 
Deutſche Reich“ hineingekommen. Kahl darf ein gut Teil des Ders 
dienſtes daran für ſich in Anſpruch nehmen. Er war Berichte 
erftatter im Verfaſſungsausſchuß für den erſten Abſchnitt der Reihs- 
verfaſſung „Das Keich und ſeine Gliedſtaaten“ und hat in der 
Debatte konſequent für die Reichsidee gefochten. Auch im Plenum 
der Nationalverſammlung war er wiederum Berichterſtatter über 
dieſen erſten Abſchnitt. Und ſo iſt es kein Wunder, daß gerade 
dieſer grundlegende, die Reichstradition hütende Abſchnitt Füge 
ſeines Denkens und Wollens trägt. ; 

Kahls Tätigkeit im Deutſchen Reichstag hat fih ſpäter ſtark 
auf die Reform des deutſchen Strafrechtes konzentriert. In dieſem 
werke ſah er ſeine beſondere Stärke, ja ſeine Miſſion. Er hat das 
Gefühl einer gewiſſen Sendung auf dieſem Gebiet gehabt. In ihm 
liegt auch die Erklärung dafür, daß er bis zuletzt im Reichstag aus. 
geharrt hat, auch als feine phyſiſche Kraft immer mehr nachließ. 
Das Schickſal hat ihm die Erfüllung dieſes tiefſten Herzenswunſches 
nicht vergönnt. Seit fünf Jahren, ſeit dem Frühjahr 1927, liegt 
der Strafrechtsentwurf dem Reichstage vor, vom Strafrechts⸗ 
ausſchuß in zahlreichen Sitzungen geprüft und gefördert. Bis heute 
blieb das Werk halbvollendet. Und nun hat der Strafrechtsausſchuß 
fein Haupt verloren. Aber auch bei dieſem Werk, das Kahl am 
meiſten ans Herz gewachſen war, ſpielte nicht nur, die innere Der» 
bundenheit des führenden deutſchen Strafrechtlers mit der fachlichen 
Materie mit, ſondern ebenſoſehr die Hoffnung, über die gemein ⸗ 
ſame Durchberatung und Vollendung dieſes Entwurfes im 
Keichstag wie im öſterreichiſchen Nationalrat einen entſcheidenden 
Schritt zur deutſch⸗öſterreichiſchen Rechtsangleichung und damit zum 
geiſtigen Anſchluß zu vollziehen. So ſtand auch dieſes Werk unter 
dem Zeichen der Keichsidee. . 

Bei der Reichsgründungsfeier der Reichsregierung am 18. Januar 
des vergangenen Jahres hat Wilhelm Kahl im Deutſchen Reichstag 
die Feierrede gehalten. Sie ift mehr als eine ſchwungvolle Sweck⸗ 
rede. Sie iſt vielmehr das patriotiſche Bekenntnis dieſes Mannes 
in der Abendſtunde ſeines Lebens. So beginnt ſie auch mit der 
Schilderung der Reichsgründungsfeier im Spiegelſaal des Schloſſes 
von Derjailles am 18. Januar 1871. Kahl ſchöpft hier aus dem 
Quell eigenen Erlebens. Denn ein ſeltenes Glück der Fügung hatte 
ihm die Teilnahme an dieſer „Sternſtunde“ deutſcher Geſchichte 
vergönnt. Als Dertreter der dritten bayerifchen Jäger hatte der 
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junge Leutnant zu den etwa 600 deutſchen Offizieren und Soldaten 
gehört, die als Abordnungen der Regimenter an der Kaiferprofla- 
mation teilnahmen. Er ſchildert in knappen Sätzen die Szene im 
Spiegelſaal und fügt daran die Erinnerung an die Neujahrsnacht 
von 1870 auf 1871, als plötzlich um Mitternacht in den Schützen⸗ 
räben vor Paris das Deutſchlandlied zum klaren Sternenhimmel 
8 emporſtieg. Das alles ſind für ihn unvergängliche heilige 
rinnerungen, tiefſte Fundamente des Herzens und der Seele ge⸗ 
weſen. Don dieſer Zeit des Aufbruchs ſpannt ſich ein Bogen zu 
feinem Wirken im Verfaſſungsausſchuß und im Strafrechtsausſchuß. 
Der Pfeiler heißt in beiden Fällen „Deutſches Reich“. Dem „Reich“ 
war ſein Streben und Wirken gewidmet, auch wenn dies bisweilen 
vom Parteihader nicht verſchont wurde und das höchſte Ziel ihm 
verſagt blieb. Ihm galt ſein Leben. So wie es ſicher ſein tiefſtes 
und innerſtes Bekenntnis war, als er an den Schluß feiner Reichs ⸗ 
gründungsrede Schenkendorffs Mahnung ſetzte: 
„Nimmer wird das Reich zerſtöret, 
wenn Ihr einig ſeid und treu.“ 
Wilhelm Siegler. 


Die neue Lage in öſterreich 


Die Umformung der innerpolitiſchen Derhältniffe in Otter, 
reich hat von dem Ergebnis der Wahlen, die in einigen Bundes⸗ 
ländern am 24. April durchgeführt wurden, ihren Ausgang 
genommen. Der dabei in Erſcheinung getretene Einbruch des 
Kadikalismus auf der äußerſten Linken, aber noch mehr rechts, 
überſtieg das Maß deſſen, was die Wahlpropheten vorausgeſagt 
und in ihr politiſches Konzept einkalkuliert hatten. Der über⸗ 


raſchende Aufſtieg der Vationalſozialiſten in den Landtagen 


von Wien, Niederöfterreih und Salzburg auf Hotten der bürger⸗ 
lichen Nachbargruppen beſeitigte mit einem Schlage die oft viele 
Jahre alte Derſteinerung der politiſchen Beſitzverhältniſſe. In 
traurigſter Weiſe hat ſich die hier ſchon vor einigen Monaten aus⸗ 
geſprochene Prophezeiung erfüllt, daß die Großdeutſche Partei nach 
den nächſten Wahlen nicht mehr zu jehen fein werde. Sie ift in 
allen Landtagen, für die Neuwahlen vorgenommen worden waren, 
vollkommen verſchwunden. Aber auch die freiſinnige Agrarpartei, 
der Landbund, mußte vor allem ihre akademiſche Jugend faſt 
ausnahmslos dem Beerbanne Hitlers opfern. Überaus ſchwer 
waren auch die Einbußen, welche die Chriſtlichſozialen in Wien 
erlitten, wo ſich die führende Sozialdemokratiſche Partei bei einem 


geringfügigen Stimmverluſt im großen ganzen behaupten konnte, 


während die Nationalſozialiſten das Erbe der Chriſtlichſozialen als 
Rechtsoppoſition gegen die führenden Rathausparteien anzutreten 
Bere Die Verwirrung über dieſe unerwartete Umkrempelung 
er innerpolitifchen Struktur gebar im Nationalrat eine Panikſtim⸗ 
mung, die ſich nach langem Hin und Her in einem unüberlegten 
Auflöſungsbeſchluß äußerte, während die Sozialdemokraten die 
Situation durch eine Unterſtützung des Auflöſungsantrages weiter 
erſchwerten und der Mangel einer einheitlichen Fuſammenfaſſung der 
Kräfte bei den Chriſtlichſozialen die Lage nicht gerade erleichterte. 

Die aus dieſer Lage geborene Regierungskriſe endete nach 
vierzehntägigen, gewiß ſehr unſchönen politiſchen Kämpfen mit 
einem Kabinett, das der bisherige Landwirtſchaftsminiſter 
Dr. Dollfuß leitet, der in den letzten Jahren immer mehr zu einer 
der ſtärkſten politiſchen Potenzen des Landes heranwuchs. Die mit 
geradezu unvorſtellbaren Schwierigkeiten verbundene Arbeit, in 
einem Augenblick eine Regierung auf die Beine zu ſtellen, die von 
ihren Mitgliedern höchſte OGpferfreudigkeit und ſtärkſtes Verant⸗ 
wortungsgefühl verlangte, hat glücklicherweiſe bewieſen, daß der 
neue Bundeskanzler ein Politiker iſt, der ſelbſt in einer verzweifelt 
erſcheinenden Lage die Nerven nicht verliert und mit ſyſtematiſcher 
Sähigkeit das von ihm geſteckte Ziel zu erreichen verſteht. 

Da die Sozialdemokratiſche Partei während der ganzen Dauer 
der Regierungskriſe keine Neigung zeigte, ſich auch an der 
politiſchen Staatsführung zu beteiligen und dadurch eine Regierung 
der politiſchen Konzentration aller Kräfte unmöglich wurde, wie 
ſie in einer ſchon weniger ſchweren Lage des Staates vom früheren 
Bundeskanzler Seipel angeſtrebt wurde, verſuchte Dr. Dollfuß 
wenigſtens ſämtliche bürgerlichen Fraktionen zu einem breiten 
Fundament der neuen Regierung zuſammenzuſchmieden. Aber auch 
dieſes Bemühen ſcheiterte an der Weigerung der Großdeutſchen 
Partei, die nach außen hin mit ihrem Widerſpruch zu dem 
Schreiben des früheren Bundeskanzlers Bureſch an den 
Völkerbundrat, intern aber mit der ſehr offenherzigen Erklärung 
begründet wurde, daß die Partei es nicht für zweckmäßig halte, 
eine politiſche Mitverantwortung zu übernehmen, die vorausſichtlich 
überaus ſchwerwiegende Entſcheidungen und unpopuläre Maß⸗ 
nahmen erfordern werde. Mit der Preisgabe dieſer letzten 
Chance, durch eine ſtaatspolitiſche Tat die Erinnerung an ihre 
parlamentariſche Glanzzeit heraufzubeſchwören, hat dieſe Partei 
von der Politik praktiſch Abſchied genommen. Auf der Suche nach 
einer neuen Mehrheit gelang es dem deſignierten Bundeskanzler, 
eine Koalition zwiſchen Chriſtlichſozialen, Landbund und dem 
Heimatblock zuſtande zu bringen. Könnte man im Hinblick auf 
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dieſe Regierungsbaſis zunächſt oberflächlich vermuten, daß es ſich 
dabei um einen Rechtsruck handelt, ſo iſt eine ſolche Deutung der 
Dinge doch zu oberflächlich, um vollſtändig zuzutreffen. Die ganze 
Labilität der innerpolitiſchen Derhältniffe, der Zuftand des bereits 
zum Selbſtmord entſchloſſenen Nationalrats, das Anwachſen der anti⸗ 
parlamentariſchen Strömungen im Land beweiſen, daß es heute 
nicht ſo ſehr auf die Parteien ankommt, die in der Regierung 
vertreten ſind, wie auf die Perſönlichkeiten, die ſie führen. Neben 
Dr. Dollfuß, der durch einen einzigartigen politiſchen Aufſtieg 
binnen weniger Jahre nicht bloß einen Politiker, ſondern einen 
wirklichen Führer und Staatsmann vorſtellt, gehört dem neuen 
Kabinett der Landeshauptmann von Steiermark, Dr. Rintelen, einer 
der höchſtgeſchätzten und beſtgehaßten Staatsmänner des Landes, an. 
Es ift kein Zweifel, daß fih fein Einfluß im Kabinett nicht auf 
fein Reſſort, das Unterrichtsminiſterium, beſchränken wird. Die 
Führung der politiſchen Geſchäfte im größten Bundeslande Gſter⸗ 


reichs, der Steiermark, die Univerſitätsprofeſſor Dr. Rintelen mit 


wenigen kürzeren Unterbrechungen faſt zehn Jahre in den Händen 
hatte, bewies feine hervorragende politiſche Konzeption und ebenſo 
die Stetigkeit feiner ſtaatsmänniſchen Arbeit wie die Kaltblütig- 
keit und raſche Entſchlußkraft in Situationen, denen nur Männer 
mit eiſernen Nerven gewachſen find. Der neue Handelsminiſter 
Dr. Jakoneig iſt ein Innsbrucker Rechtsanwalt, der ſich im Kriege 
durch hervorragende militäriſche Leiſtungen hervortat und bei 
Übernahme feines Reſſorts Set? eine Anſprache an die Beamten- 
ſchaft ſein ſtarkes Zuſammengehörigkeitsgefühl mit dem deutſchen 
Heimatvolk bekundete. Er ift der offizielle Exponent des Heimat⸗ 
blodes in der Regierung. Sicherheitsminiſter wurde der bisherige 
Miniſterialrat im Innenminiſterium Ach, während der bisherige 
Sicherheitsminifter Bachinger das Innenminiſterium übernahm. 
Der Bundeskanzler Dr. Dollfuß behielt neben dem ihm ſozuſagen 
angeſtammten Landwirtſchaftsminiſterium auch die Führung der 
auswärtigen Angelegenheiten, mit Ausnahme jener handels- 
politiſcher Natur, die der frühere und auch jetzige Vizekanzler 
Ingenieur Winkler übernahm. In den übrigen Keſſorts gab es 
keine Veränderungen. 


Noch nie hat eine Regierung in Öfterreich vor fo ſchweren 
Aufgaben geſtanden wie dieſe. Abgeſehen von dem teen 
Angebot der deutſchen Reichsregierung, Gſterreich durch Gewährung 
von Dorzugszöllen zu unterſtützen, haben weder der große Appell 
des frügeren Bundeskanzlers Dr. Bureſch vom 16. Februar, noch 
der Hilferuf an den Völkerbund vom 9. Mai einen praktiſchen 
Erfolg gebracht. Mit dem ſchon unerträglichen Ausweg der Ein⸗ 
ſetzung eines neuen Komitees, das zum ſoundſovielten Male die 
Verhältniſſe in Öiterreich ſtudieren foll, ift der Finanzlage des 
Landes natürlich nicht geholfen. Es zeugt für die erſtaunliche 


Widerſtandsfähigkeit feiner Bevölkerung, daß die ungeheure Wucht 


der Weltwirtſchaftskriſe, von der das Land mehr als jedes andere 
beimgeſucht wurde, noch nicht ärgere Folgen gezeitigt hat. Öfter- 
reich ſteht im vollen Bewußtſein des an ihm durch die Friedens- 
verträge verübten Unrechts wie der bis zur äußerſten Grenze der 
Möglichkeit erfüllten Pflicht gegen ſeine Gläubiger vor der Welt. 
Die internationale Lage läßt eine Hilfe von außen um fo unwahr⸗ 
ſcheinlicher erſcheinen, als in allen großen Problemen der Welt⸗ 
politik jeder Fortſchritt ſtockt. Um fo energiſcher iſt Öfterreich zur 
Selbſthilfe übergegangen. Die rigoroſe Durchführung des Verbotes 
der Einfuhr jener Waren, die vom Standpunkt einer ſparſamen 
Lebenshaltung entbehrt werden können, iſt zwar für die handels⸗ 
politiſchen Partner des Staates wenig erfreulich, kann aber einem 
Staate nicht verübelt werden, der noch bis vor kurzem das ideale 
Vorbild einer Freihandelspolitik geben wollte. Dieſe Einfuhr- 
verbote wie das Transfermoratorium beweiſen die abſolute Ent⸗ 
fchloffenheit des Staates, eine von Illuſionen freie Politik nach 
außen zu verfolgen. Inſofern bedeutet die neue Regierung nicht 
einen Kabinettswechſel, wie es deren ſchon viele gab, ſondern 
eine Zäfur in der öſterreichiſchen Grundhaltung nach außen. Daß 
dieſe in der Richtung nach Berlin jenen Geſichtspunkten Rechnung 
trägt, auf die auch die Deutſchen außerhalb Öfterreihs Anſpruch 
erheben können, dafür bürgt die Perſönlichkeit des neuen Kanzlers, 
der nicht nur in Berlin ſtudiert und gearbeitet hat, ſondern deſſen 
ganze politiſche Leiſtung aus dem Gedanken der Schickſalsverbunden⸗ 
heit zwiſchen dem deutſchen Norden und Süden hervorging. 


Dr. Waſſerbäck. 
Wirtſchaftsverhandlungen 
mit Gſterreich und den Südoſtſtaaten 


Sweifellos iſt die Wirtſchaftsnot, von der beſonders die ſüdoſt⸗ 
europäiſchen Staaten heimgeſucht ſind, im weſentlichen eine Folge 
der allgemeinen Weltwirtſchaftskriſe. Doch hat ſie gerade in dieſen 
Staaten aus verſchiedenen Urſachen, die hier nicht näher unterſucht 
werden follen, die aber z. B. in Gſterreich und Ungarn ſicherlich auf 
die Friedensverträge zurückgehen, eine beſondere Verſchärfung er⸗ 
fahren. In der Bauptſache ift fie in dem Fehlen geeigneter Abſatz⸗ 
märkte begründet. Deshalb iſt ja auch bei allen Gelegenheiten, wo 
die Wirtſchaftslage dieſer Staaten erörtert worden iſt, immer wieder 
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darauf hingewiefen worden, daß dieſe Staaten eine wirtſchaftliche 
Annäherung zueinander und zu anderen Staaten, an denen ſie ein 
größeres wirtſchaftliches Intereſſe haben, anſtreben müßten, um ſich 
größere Abſatzgebiete zu ſichern. Wenn auch alle die hier in Frage 
ſtehenden Staaten ſich augenblklich in einer ſchweren Finanznot be⸗ 
finden und daher ein ſtarkes akutes Geldbedürfnis haben, ſo ſteht 
doch außer allem Zweifel, daß eine wirkliche Geſundung der Wirt⸗ 
ſchaft nicht durch Anleihen herbeigeführt werden kann, daß vielmehr 
ſolche Anleihen auf die Dauer ſowohl für den Nehmer als auch für 
den Geber kataſtrophale Folgen haben müſſen. Die kranken Finanzen 
können nur durch eine geſünde Wirtſchaft wieder in Ordnung ge⸗ 
bracht werden. Dazu gehört aber in erſter Linie, daß ein Land ſeine 
Erzeugniſſe zu auskömmlichen Preiſen abſetzen kann. Alle Der- 
ſuche einer Erweiterung des Abſatzgebietes für die notleidenden Süd⸗ 
oſtſtaaten find aber bisher ſtets an der Meiſtbegünſtigungsklauſel 
geſcheitert, die die geſamte Handelspolitik beherrſcht hat. Da alle 
handelspolitifchen Vorteile infolge der Meiſtbegünſtigung von allen 
anderen meiſtbegünſtigten Staaten in Anſpruch genommen werden 
können, konnten ſie von dem Abnehmerſtaat entweder nicht gewährt 
werden oder ſie wurden für den Lieferſtaat infolge der Konkurrenz 
entwertet. Jahrelange Unterſuchungen, die über dieſe Frage von 
den wirtſchaftlichen Inſtanzen des Völkerbundes und von vielen 
anderen zu dieſem Zweck einberufenen Konferenzen angeſtellt worden 


ſind, haben ergeben, daß den notleidenden Staaten an der Donau 


nur durch eine Präferenzierung ihrer Produkte, auf deren Abſatz 
ſie angewieſen ſind, geholfen werden kann. Auch von franzöſiſcher 
Seite ijt dieſes Prinzip anerkannt worden. Es iſt dabei ausdrück⸗ 
lich betont worden, daß die den Agrarſtaaten gewährten Präferenzen 
einſeitig ſein müſſen, daß demnach auch etwaige Gegenkonzeſſionen 
der Agrarſtaaten für die Einfuhr von Induſtrieerzeugniſſen allen 
meiſtbegünſtigten Ländern gegeben werden müſſen. 

Deutſchland hat angeſichts feines intenſiven Handels mit dieſen 
Staaten ein außerordentlich ſtarkes Intereſſe an der Geſundung 
ihrer Wirtſchaft und iſt deshalb aufrichtig beſtrebt, fie mit allen 
Mitteln zu fördern. Da aber die Meiſtbegünſtigung eine ausgiebige 
und wirkſame Hilfe nicht zuläßt, hat Deutſchland ſich die gewiſſer⸗ 
maßen international anerkannte Präferenzidee zu eigen gemacht und 
mit Ungarn und Rumänien ſchon vor etwa einem Jahr Handels- 
verträge abgeſchloſſen, worin es dieſen Staaten zum Teil ſehr erheb- 
liche einſeitige Dorzugszölle auf ihre Getreideausfuhr einräumte, wie 
übrigens auch Frankreich Präferenzabkommen für Weizen mit 
Ungarn, Jugoſlawien und Rumänien abgeſchloſſen hat. E 

Da die Präferenzverträge der Zuftimmung der anderen meiſt⸗ 
begünſtigten Länder bedurften, waren ſehr langwierige Verhand⸗ 
lungen notwendig, um die ſich daraus ergebenden Schwierigkeiten 
zu beſeitigen. Infolgedeſſen hat ſich die Inkraftſetzung dieſer Der- 
träge ſehr verzögert. Der Handelsverkehr zwiſchen Deutſchland und 
Ungarn bzw. Rumänien hat aber inzwiſchen keine Stockung er- 


fahren, denn der Teil des Handelsvertrags mit Ungarn, der den 


allgemeinen Warenverkehr regelt, iſt bald nach Abſchluß in Kraft 
getreten, da er an die Zuſtimmung anderer Staaten nicht gebunden 
war. Mit Rumänien konnte ein proviſoriſches Abkommen, das von 
vier zu vier Wochen läuft, abgeſchloſſen werden, wobei der Präferenz- 
vertrag noch in Schwebe gelaſſen wurde. Vor ungefähr zwei Monaten 
hat die deutſche Regierung, nachdem es inzwiſchen gelungen war, 
die bereits angedeuteten Schwierigkeiten zu beſeitigen, Ungarn und 
Rumänien angeboten, die Präferenzverträge in Kraft treten zu 
laſſen. Inzwiſchen war aber die franzöſiſche Regierung mit ihrem 


Plan zur Sanierung der Donauſtaaten vor die Öffentlichkeit ge⸗ 


treten, der ja bekanntlich insbeſondere von Deutſchland und Italien 
eine Ablehnung erfahren mußte. Wohl in der Befürchtung, Frank⸗ 
reich könnte in der Inkraftſetzung der Präferenzverträge mit Deutſch⸗ 
land einen Affront gegen ſich ſehen und deshalb auch die dringenden 

Anleihewünſche dieſer Staaten unberückſichtigt laffen, haben tatſäch⸗ 
lich Ungarn und Rumänien gezögert, dem deutſchen Antrag ſogleich 
zu entſprechen. Die Ereigniſſe der letzten Wochen haben aber be⸗ 
wieſen, daß die Anleiheausfichten vor der Hand ſehr ſchlecht find, 
jo daß Ungarn darauf wohl ſchon verzichtet hat und auch die Hoff- 
nungen Rumäniens nach dieſer Richtung ſtark geſunken find. Diefe 
Entwicklung der Dinge ſowie die Notwendigkeit, auf die Verwertung 
der bevorſtehenden Ernte bedacht zu ſein, hat Ungarn in den letzten 
Tagen veranlaßt, den Präferenzvertrag auch durch das Oberhaus 
(2. Kammer) genehmigen zu laſſen, nachdem das Abgeordnetenhaus 
ihm ſchon früher zugeſtimmt hatte. Es iſt daher zu erwarten, daß 
die geſetzliche Inkraftſetzung bald erfolgen wird. 

In Rumänien macht ſich dagegen der franzöſiſche Einfluß noch 
wirkſamer geltend, denn die Rumänen ſuchen die Inkraftſetzung des 
Präferenzvertrages trotz der nahen Ernte unter mancherlei Dot, 
wänden noch immer zu verſchleppen. Zur Zeit ſchweben noch Der- 
handlungen zwiſchen Deutſchland und Rumänien wegen der Kündi- 
gungsfriſt. Rumänien möchte auch für den Präferenzvertrag eine 
Laufzeit von vier Wochen haben, wie fie das Handelsproviſorium 
hat. Demgegenüber hat Deutſchland den Antrag geſtellt, den Präfe- 
nr wohl mit einer vierwöchigen Kündigungsfriſt zu 
verjehen, aber mit der Maßgabe, daß die Gegenkonzeſſionen, die 
Rumänien für die Einfuhr von Induſtrieerzeugniſſen gewährt, drei- 


mal ſo lang in Geltung bleiben wie der Präferenzvertrag ſelbſt, 
daß alſo bei einer Geltungsdauer des Vertrages von zwei, drei oder 
vier Monaten die rumäniſchen Konzeſſionen ſechs, neun bzw. zwölf 
Monate gewährt werden, denn man iſt auf deutſcher Seite der An⸗ 
ſicht, daß nur auf diefe Weiſe die rumäniſchen Konzeſſionen aus⸗ 
geſchöpft werden können, während natürlich die in Frage kommende 


rumäniſche Getreideeinfuhr (Gerſte und Mais) in verhältnismäßig 


viel kürzerer Zeit nach Deutſchland bewerkſtelligt werden kann. Die 
rumäniſche Antwort auf den deutſchen Antrag ſteht noch aus. Es 
iſt aber zu befürchten, daß, wenn von rumäniſcher Seite kein Ent⸗ 
gegenkommen gezeigt wird, der Präferenzvertrag mit dieſem Lande 
nicht zuſtande kommt. Es wird ſich jedenfalls bald zeigen, ob in 
Rumänien die wirtſchaftliche Vernunft oder die übertriebene Rid- 
ſichtnahme auf unerklärliche franzöſiſche Wünſche ſtärker iſt. Frank⸗ 
reich ſucht das Zuftandefommen des Präferenzvertrages mit Deutſch⸗ 
land in der falſchen Annahme zu verhindern, daß dieſer den ſo⸗ 
genannten Tardieuplan durchkreuzt. In Wirklichkeit kann aber da⸗ 
von ſchon angeſichts der jederzeitigen Kündigungsmöglichkeit keine 
Rede ſein. 

Der öſterreichiſche Handelsvertrag bietet gerade auch wegen der 
Meiſtbegünſtigungsklauſel leider nicht die Möglichkeit für Beutſch⸗ 
land, dem öſterreichiſchen Bruderſtaat in feiner Bedrängnis fo zu 
helfen, wie es gern möchte. Deshalb hat ſich die deutſche Regierung 
in ihrer Antwort auf den bekannten Appell der öſterreichiſchen Re⸗ 
gierung vom 16. Februar d. J. bereit erklärt, ihrerſeits Oſterreich 
einſeitige Präferenzen für ſeine Ausfuhr nach Deutſchland zu geben, 
wenn die übrigen meiſtbegünſtigten Länder von dieſer Begünſtigung 
keinen Gebrauch machen. In dieſem Angebot liegt gleichzeitig ein⸗ 
geſchloſſen, daß Deutſchland auch einer einſeitigen Präferenzierung 
öſterreichiſcher Ausfuhr durch andere Länder zuſtimmt, dieſe alſo 
für fih nicht in Anſpruch nimmt. Die inzwiſchen geführten inter⸗ 
nationalen Verhandlungen über die Sanierung der Donauſtaaten und 
insbeſondere auch die öſterreichiſchen Verhandlungen wegen einer 
Anleihe haben wohl die öſterreichiſche Regierung bis jetzt verhindert, 
dieſen deutſchen Vorſchlag praktiſch auszuwerten. In feiner Regie⸗ 
rungserklärung hat der neue Bundeskanzler Dollfuß aber angedeutet, 
daß die öſterreichiſche Regierung in allernächſter Zeit den deutſchen Vor⸗ 
ſchlag zum Anlaß von handelspolitiſchen Verhandlungen machen werde. 

Schon zur Seit, als von deutſcher Seite Ungarn und Rumänien 
Präferenzabkommen angeboten worden waren, waren ſolche auch mit 
Jugoflawien und Bulgarien in Ausſicht genommen. Nachdem die 
Schwierigkeiten wegen der Fuſtimmung der meiſtbegünſtigten Länder 
zu den Präferenzverträgen inzwiſchen beſeitigt worden ſind, haben 
die Verhandlungen mit Bulgarien in dieſen Tagen in Sofia begonnen 
werden können. Es handelt ſich hierbei vor allem darum, das be⸗ 
ſtehende proviſoriſche Wirtſchaftsabkommen durch einen endgültigen 
Bandelsvertrag zu erſetzen, wobei auch Präferenzen für bulgariſche 
Getreideausfuhr in Frage kommen, die insbeſondere dann eine große 
Bedeutung haben können, wenn der Präferenzvertrag mit Rumänien 
nicht zuſtande kommen ſollte. Für die Verhandlungen mit Jugos 
flawien iſt bis jetzt noch kein Termin in Ausficht genommen. 


der VDA. in Elbing WII. 


Volkstumsarbeit bedarf ebenſoſehr der materiellen Grundlagen 
wie des ideellen Einſatzes von Menſch und Idee. Darum iſt die 
Arbeit des DD A., deſſen Aufgabe die Betreuung des privaten 
deutſchen Auslandsſchulweſens und ungezählter Kultureinrichtungen 
des Auslandsdeutſchtums ſowie die perſönliche Fühlungnahme 
zwiſchen den Deutſchen diesſeits und jenſeits der Grenzen darſtellt, 
niemals notwendiger geweſen als in einem Zeitpunft, da die unter 
ſchwerſten perſönlichen Opfern der Auslandsdeutſchen geſchaffenen 
Deutſchtumseinrichtungen durch die europäiſche Kriſe mit der Der- 
nichtung bedroht ſind und der deutſche Staat ſelbſt wirtſchaftlich 
ſchwer um ſeine Exiſtenz ringt. Unter der jetzigen Leitung des 
Reichsminifters a. D. Dr. Geßler hat der DDA. den Uriſen⸗ 


erſcheinungen erfolgreich widerſtanden und die Traditionen fort⸗ 


geführt, welche ſich ſeit mehr als einem halben Jahrhundert in dieſer 
wertvollſten aller Deutſchtumsorganiſationen herausgebildet haben. 
Die alljährliche Pfingſttagung des DDA. ſtellt eine große 
Heerſchau und einen Kongreß für volksdeutſche Erziehungsarbeit dar, 
und nachdem in den beiden vergangenen Jahren Salzburg und Aachen 
den Schauplatz dieſes Rieſenkongreſſes gebildet hatten, war man 
diesmal in die bedrängte und bedrohte Oſtmark gegangen, und zwar 
in die wirtſchaftlich ſchwer notleidende alte Ordensſtadt Elbing. 
Annähernd 5000 Jugendliche und Hunderte von Erwachſenen 
waren der Einladung gefolgt, und am ckeſtzug, der in dem ges 
ſchmückten Stadtinnern vor ſich ging, beteiligten ſich zahlreiche ein⸗ 
heimiſche oſtpreußiſche Landsmannſchaften und Organiſationen, ins- 
geſamt fünfzehntauſend Köpfe. Ein bemerkenswertes Ereignis war 
es, daß gerade in Elbing der Fuſammenſchluß des Oſtpreußiſchen 
Schulvereins mit dem DDA. zuſtande kam und daß dadurch die 
Dolfstumsarbeit in Deutſchlands eigentlichem Notgebiet, in den 


deutſch⸗polniſchen Grenzbezirken, einen neuen Auftrieb erhielt. Es 


verdient ferner erwähnt zu werden, daß zu den Sondertagungen 
außer den Beratungen der bäuerlichen und bürgerlichen Kreije auch 
eine kaufmänniſche Tagung im Rahmen der Dolkstumsarbeit des 
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DDA. hinzutrat. Wenn man in der nationaliſtiſchen polniſchen 
Preſſe von einer antipolniſchen Tendenz der Elbinger Heerſchau des 
DDA. geſprochen und mit politiſchen Gegendemonſtrationen im 
Korridor und auf dem Boden des Danziger Freiſtaates gedroht hat, 
ſo verkannte man völlig die durchaus friedlichen und ausſchließlich 
kulturpolitiſch gerichteten Abſichten der Organiſation, und der Der- 
lauf der Elbinger Tage konnte beim beſten Willen keinen Vorwand 
für irgendwelche polniſche Erregung bieten. Gewiß hat das Oſtproblem 
im Dordergrunde zahlreicher Vorträge und ODeranſtaltungen ge⸗ 
ſtanden, der wirtſchaftliche und politiſche Selbſtbehauptungskampf 
des gefährdeten Danziger Freiſtaates und das Ringen der Memel- 
länder um die Rettung und den Ausbau des Autonomieſtatutes find 
in ihrer nationalpolitiſchen Tragweite vollauf gewürdigt worden, 
aber von keiner Seite wurde verſucht, dem polniſchen Nationalismus 
Waſſer auf ſeine Mühlen zu liefern und einen Anſporn dafür zu 
ſchaffen, Jewiſſe ungeheuerliche Drohungen tatendurſtiger polniſcher 
Organiſationen in die Tat umzuſetzen. 5 

Es iſt das Derdienſt der Führung des DDA. und feiner 
Freunde, die Volkstumsarbeit über den Streit der Parteien hinaus- 
gehoben und zu einer im wahrſten Sinne des Wortes geſamtdeutſchen 
Aufgabe gemacht zu haben. Wenn ſich in Elbing gewiſſe Anzeichen 
für das Hineintragen des Parteienſtreites in die Volkstumsarbeit 
kundtaten, ſo werden dieſe mit größter Umſicht zu bekämpfen ſein. 
Die Bedrohung der deutſchen Oſtmark, die nicht nur auf dem Papier 
ſteht, kann nur die Rückwirkung haben, daß fich alle Dolfsgenoffen 
gegen die äußere und die volkstumspolitiſche Gefahr nur noch enger 
zufammenſchließen. Die deutſche Jugend demonſtrierte für eine ge: 
ſamtdeutſche Aufgabe, die heute bei allen deutſchen Staatsbürgern 
Widerhall finden ſollte. Die heute heranwachſende Generation wird 
in ganz anderem Sinne in dieſem Volkstumsgedanken groß werden, 
als die Zeitgenoſſen des alten Syſtems, das noch in ſtaatlichen und 
ſtaatspolitiſchen Souveränitätsbegriffen befangen war. Der DDA. 
hat hier wertvollſte Erziehungsarbeit zu leiſten. 


Walter Hagemann. 
Japan 


In Tokio iſt am Pfingſtſonntag der japaniſche Miniſterpräſident 
Inukai einem Attentat zum Opfer gefallen. Es ift das vierte der- 
artige Attentat in Japan innerhalb weniger Monate und als ſolches 
bezeichnend für die politiſche Lage in Japan und im Fernen Oſten. 

Japan befindet fich feit dem Kriege nach kurzer materieller Doch, 
konjunktur in einem Fieberzuſtand, der beſonders im Zufammenhang 
mit Abſatzſtockungen eine Teilerſcheinung der wachſenden Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe und der durch den Ausgang des Weltkrieges verurſachten 
weltpolitiſchen Verhältniſſe ift. Auch in Japan haben diefe Der- 
hältniſſe, inſonderheit der Zujammenbruc von Banken und der wäh- 
rend des Krieges ſtark entwickelten Induſtrie, zu einer Lage geführt, 
die in Verbindung mit dem ſchweren Schickſalsſchlag des Erdbebens 
für breite Schichten der Bevölkerung immer unerträglicher wurde, 
auch in Japan eine mit jedem Fahre fich ſteigernde Verſchärfung der 
innerpolitiſchen, inſonderheit ſozialpolitiſchen Gegenſätze zur Folge 
gehabt. Das Unternehmen gegen China ſollte dieſen Gegenſätzen ein 
außenpolitiſches Ventil geben. Es hat das Gegenteil deſſen bewirkt. 
Die Schwierigkeiten in der Mandſchurei, vor allem aber auch vor 
Shanghai und die im Zuſammenhang damit und dem Boykott japa- 
niſcher Waren in China immer drückender werdende wirtſchaftliche 
und finanzielle Lage haben die Enttäuſchung und Hoffnungsloſigkeit 
im japaniſchen Volke nur geſtärkt. Beides aber wuchs noch, als die 
japaniſche Regierung vor kurzem mit China einen Waffenſtillſtand 
vor Shanghai abſchloß, der fie zur Zurückziehung der japaniſchen 
Truppen vor Schanghai verpflichtete und mit dieſer Zurüdziehung 
auch Ernſt zu machen begann. Das Attentat auf den Miniſter⸗ 
präſidenten war die Folge. Es iſt bezeichnend für die Lage in Japan, 
daß es einen Mann traf, der dem Drängen der auf eine Anderung 
der politiſchen, wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe in Japan 
hinarbeitenden Kreiſe ſchon ſehr weit entgegengekommen war, 
der andererſeits aber wohl auch die Schwierigkeiten erkannte, die ſich 
für Japan ergeben mußten, wenn es nicht gelang, zwiſchen dem 
natürlichen Expanſionsbedürfnis des auf engem Raum zuſammen⸗ 
gedrängten und an induſtriellen Rohſtoffen armen 60-Millionen⸗ 
Dolfes und der für Japan nicht gerade übermäßig günſtigen All- 
gemeinlage im Fernen Often die rechte Mitte zu finden und 
zu halten. 


— Blick in die Bücher 


Deutſche Keichsgliederung und Reichsreform in Vergangenheit und 
Gegenwart. Don Prof. Dr. Walther Vogel, mit 22 Karten- 
ſkizzen. Verlag G. B. Teubner, Leipzig⸗Berlin, 188 S., geb. 
6,80 RM. — Der heutige Stand der Verwaltungs- und Der- 
faſſungsreform. Von Prof. Dr. Ottmar Bühler, 2. Aufl. 
Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, 87 S., Preis 2,80 RM. — 
Weimarer Reichsverfaffung und nationale Entwicklung. Don 
Prof. Dr. Otto Becker. Carl Heymanns Derlag, Berlin, 
125 S., geb. 5 RM. 
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Die Nachfolge des ermordeten Inukai hat der nunmehr 74jährige 
frühere Marineminiſter Admiral Makoto Saito, der ehemalige Gou- 
verneur von Korea, übernommen. Seine Perſönlichkeit und ſeine 
politiſche Vergangenheit berechtigen an ſich wohl zu der Hoffnung, 
daß er beruhigend auf die politiſchen Verhältniſſe feines Landes 
wirken wird. Auf der anderen Seite aber muß auch mit einem ver⸗ 
ſchärften Kurs der japaniſchen Politik gegenüber China und dann 
auch gegenüber Rußland gerechnet werden. Ein ſolcher Kurs aber 
kann bei den heutigen Spannungen in der Welt ſehr leicht außen⸗ 
politiſche Konflikte zeitigen, die den Gang der Weltpolitik ent⸗ 
ſcheidend beeinfluſſen könnten. Moskau wünſcht zwar ohne Sweifel 
keine Verſchärfung des Verhältniſſes mit Japan. Es ift aber die 
Frage, ob es an dieſer Politik feſthalten kann, wenn die Japaner 
auch in der Nordmandſchurei reinen Tiſch machen. Noch mehr aber 
iſt die Frage, wie ſich die übrigen Großmächte, insbeſondere die 
Vereinigten Staaten, verhalten werden, wenn ſich die japaniſche 
Politik gegenüber China wieder aktiver geſtaltet. 

Alles dies wird abzuwarten fein, ehe fih überſehen läßt, welche 
en Folgen ſich aus der politifchen Lage in Japan ergeben 
werden. R. 


Selbſthilfe der bayeriſchen Oſtmark 


Das Land an der 540 Kilometer langen bayerifch-timechoflomwa- 
kiſchen Grenze leidet unter einer über das normale Maß weit hinaus⸗ 
gehenden wirtſchaftlichen Not. In ganzen Bezirken der bayerifchen 
Oſtmark iſt die Lebenshaltung des überwiegenden Geiles der Be⸗ 
völkerung unerträglich geworden. Die Urſachen diefer Not find 
unterſchiedlich. Zunächſt laſtet auf dem Land ſelbſtverſtändlich die 
geſamtdeutſche Kriſe. Ihre Laſten allein würden ausreichen. Denn 
ſchon vor dem Krieg war Bayerns Oſtmark ein armes Land, in dem 
jede weitere Verarmung die Lebenshaltung unter die Exiſtenzgrenze 
herabdrüden mußte. Eine außerordentliche Verſchärfung hat aber 
die Not des Grenzgebietes durch die Veränderung der politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe erfahren. Während früher Bayern von Böhmen nur durch 
eine kaum fühlbare Hollgrenze getrennt war, find heute die Zoll- 
ſchranken geſtiegen. Die Ausfuhr nach Böhmen iſt lahmgelegt. Der 
Abſatz in Böhmen ift aber auch durch die Dalutaſpanne verloren- 
gegangen. Gleichartige Induſtrien jenſeits der Grenze arbeiten 
weſentlich billiger. Aber nicht nur der äußere Markt iſt durch dieſe 
Konkurrenz des billigeren Nachbarlandes verlorengegangen, ſondern 
auch der innere Markt iſt teilweiſe faſt vollſtändig vernichtet, da die 
verarmte Bevölkerung einen Großteil ihres Lebensbedarfes jenſeits 
der Grenzen deckt. Die bedeutende Holzinduſtrie ift fo gut wie ver⸗ 
nichtet, die Glas⸗ und Porzellaninduſtrie ſchließt einen Betrieb nach 
dem anderen. Den kleinen Handwerkern, vor allem Webern und 
Schuſtern (Bata⸗Reparaturwerkſtätten unmittelbar an der Grenze!) 
fehlt auch der geringſte Verdienſt. Unter dem ſtändig wachſenden 
Druck geraten die Gemeinden an die Grenze der Fahlungsunfähigkeit. 
Die ſozialen Auswirkungen dieſer Kriſe find furchtbar. Zwei Bei⸗ 
ſpiele ſeien genannt: erſtens einzelne „Wohnräume“, die von mehr 
als zehn Perſonen bewohnt werden, ſind keine Seltenheit; zweitens, 
ein volles Armeekorps junger Männer im leiſtungsfähigſten Alter iſt ſeit 
dem Weltkrieg aus den dreizehn bayerifchen Grenzbezirken abgewandert. 

Nachdem alle äußere Hilfe für die bayerifche Oſtmark keine be⸗ 
achtenswerten Ergebniſſe gezeitigt hat, hat die bayerifche Oſtmark 
nunmehr zur Selbſthilfe gegriffen. Nachdem der Dorjtoß auf den 
großſtädtiſchen Abſatzmarkt durch die Ausſtellung „Gewerbefleiß 
der Bayerifchen Oſtmark“, die in München im vergangenen Jahr 
ſtattfand, erfolgreich eingeleitet worden iſt, hat ſich nunmehr der 
überwiegende Teil der Grenzwirtſchaft in einer gemeinſamen Organi⸗ 
ſation „Bayeriſche Oſtmark E. V., Wirtſchaftliche Werbeſtelle“ (Sitz: 
Regensburg, Nandwerkskammer) zuſammengeſchloſſen. Unter we- 
ſentlicher Förderung der baperiſchen Staatsregierung kam dieſe 
Initiative zu gemeinſamer Marktbehauptung und Markterſchließung 
zuſtande, die Glas⸗, Kriſtall⸗, Porzellan-, Granit⸗, Holzwaren- und 
Konferveninduftrie mit den Beiminduſtrien wie Leinen⸗ und Klöppel⸗ 
ſpitzenerzeugung vereinigt. Die Ausſtellung in München hat gezeigt, 
daß das Dorurteil des Städters, die Grenzmarkinduſtrie weiſe in 
ihren Produkten hinterwäldleriſchen Geſchmack auf, vollſtändig ab⸗ 
wegig iſt. Ihre Erzeugniſſe ſind billig und können ſich mit den 
beſten Produkten der ſtädtiſchen Qualitätsinduſtrien meſſen. 

Dr. Kurt Trampler. 


Jedes dieſer drei Werke geht von einem anderen Geſichtspunkt 
aus. Und doch kommen ſie, im großen und ganzen, zu der gleichen 
Stellung in der Frage der Reichsreform. Ein Seugnis dafür, wie 
allmählich in den wiſſenſchaftlichen Fachkreiſen ſich eine gewiſſe ein⸗ 
heitliche Haltung in dieſer Frage aus der Diskuſſion der letzten 
Jahre herausſchält. 

Vogel geht an die Frage als hiſtoriſcher Geograph, feinem 
Berufe gemäß, heran. Er entwirft einen Abriß der Geſchichte des 
Deutſchen Reichs unter dem Geſichtspunkt des Nebeneinanders von 
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Zentral» und Territorialgewalt. Er ſtellt dabei den „ſchwerfälligen 
deutſchen Einungsſtaat“ dem „zum geſchloſſenen Einheitsſtaat fich 
ausbildenden Frankreich“ gegenüber. Mit dieſem Begriff Einungs⸗ 
ſtaat will er ausdrücken, daß dieſer Staat wohl das Streben zur 
Einheit hatte, aber immer wieder auf dieſer Bahn zurückgeworfen 
wurde. Er charakteriſiert den Zuftand im alten Reiche jo: Das 
eigentliche „Reich“ mit ſeinen kreisweiſe zuſammengefaßten Ständen 
ſchwankte dauernd zwiſchen dem Schutz- und Anlehnungsbedürfnis 
an den Kaifer und der Angſt, daß die Stände in ihrer klein⸗ und 
zwergſtaatlichen Selbſtändigkeit von der Übermacht des Kaiſers ver⸗ 
ſchlungen werden könnten, wobei der konfeſſionelle Gegenſatz dieſe 
Beſorgnis noch vertiefte. Über den Reichsdeputationshauptſchluß, 
den deutſchen Bund und das Bismard-Reich geht er dann in die 
neueſte Zeit. Hier beginnt der zweite Teil des Buches. Der ganze 
erſte hiſtoriſche Hauptteil des Buches ſcheint uns in feiner Art ein 
neuer und erſter Derfuh. Er wirkt wie ein großes Melodrama, in 
dem ſich deutſche Romantik mit deutſchem Individualismus und 
Partikularismus verſchlingt und verſtrickt. In dem zweiten 
Hauptteil widmet ſich Vogel dann der aktuellen Problematik des 
Derhältniffes von Reich und Ländern feit der Bismarck⸗Löſung 
und dem Preuß'ſchen Neugliederungsvorſchlag von 1919, bei dem 
Dogel ſelbſt nach feiner Mitteilung nicht unbeteiligt geweſen iſt. Er 
betrachtet die Frage vorwiegend vom geographifchen Standpunkt aus, 
unterſucht das Stammes-, Bevölkerungs⸗ und Flächenprinzip hin- 
ſichtlich der Neuordnung und behandelt kritiſch die verſchiedenen 
Neugliederungspläne, wie den von Scheu nach Wirtſchaftsprovinzen 
und den des Erneuerungsbundes von Dr. Luther und der Länder- 
konferenz, nach den Geſichtspunkten der Verwaltungsgeographie. Er 
kommt zu dem Ergebnis, daß er fih dem Vorſchlag des Luther- 
bundes anſchließt, der verwaltungsgeographiſch auf ungefähr das 
gleiche wie das Gutachten der Länderkonferenz hinausläuft. Die 
Pläne einer radikalen räumlichen Neugliederung lehnt er vorläufig 
ab. Ihnen möchte er erſt nach der Durchführung der Hauptreform 
ſtärkere Beachtung ſchenken. Bei der Wahl zwiſchen mehr vorſichtig⸗ 
erhaltſamem Vorgehen und einem „reinen Tiſch“ machen entſcheidet 
er ſich ohne große Bedenken für den erſteren Weg. Das Buch iſt 
namentlich nach der hiſtoriſch⸗geographiſchen Seite unentbehrlich als 
Ratgeber in der Frage der Reichsreform. In ſeiner Beſonnenheit 
des Urteils und der Univerſalität der Stoffbeherrſchung iſt es das 
bejte Handbuch zur Reichs- und Verwaltungsreform nach der hifto- 
riſch⸗geographiſchen Seite. Auch die beigefügten Kartenſkizzen find 
hochinſtruktiv. So zeigen z. B. die verſchiedenen zum Thema 
Enklaven und Exklaven den Anachronismus auf dieſem Gebiet 
überzeugend. 


Auch das Buch von Bühler iſt in ſeiner Art unentbehrlich. 
Bühler beſchränkt ſich auf die Gegenwart. Er bietet den Stoff 
ſo klar gruppiert und präzis zuſammengefaßt, daß man ſeinen Ab⸗ 
riß als das beſte Kompendium zur Reichs- und Derwaltungsreform 
vom Standpunkt des Staatsrechts und der praktiſchen Verwaltung 
aus betrachten kann. Bühler geht an das Thema als Verwaltungs- 
juriſt heran und zeigt die verſchiedenen Probleme in muſterhaft 
klarem Aufriß: die Verwaltungsreform in den Ländern wie die 
Reichsgliederungsreform, die Reform des parlamentariſchen Regie- 
rungsſpſtems in Reich und Ländern, die Staatsaufgabenreform und 
die Kommunalreform. Es iſt unmöglich, hier den Inhalt wiederzu⸗ 
geben. Bühler verſteht es, bei aller Kritik doch gerecht das Für und 
Wider auch der politiſchen Fragen abzuwägen. Vor allem hält er 
ſich von ſonſt üblicher übergelehrter Ausdrucksweiſe fern. Dafür iſt 
beſonders bezeichnend feine Ablehnung der beiden Begriffe „Poly- 
kratie“ und „Pluralismus“. Er ſetzt an ihre Stelle mit Recht das 
Eindringen der Parteiorganiſationen und der ſogenannten Korpo- 
tationen in den Staat als das zutreffendere Kennzeichen des mo- 
dernen Staates. Auch in der Frage der Reichsreform nimmt er per⸗ 
ſönlich eine ruhig überlegte gemäßigte Stellung ein. Er verneint 
die Frage, ob in den Organen der Provinzen (Preußen) die nötigen 
ſtaatsbildenden Kräfte ſchon vorhanden ſeien. Sympathiſch wirkt, 
daß er auch der Frage der Staatsethik einen beſonderen Raum gönnt 
und ſo das Buch über die Ebene des rein Techniſch⸗Juriſtiſchen 
weſentlich hinaushebt. So gehören Vogel und Bühler in die Hand 
jedes Praktikers und jedes Theoretikers, der mit der Frage der 
Reihs- und Verwaltungsreform zu tun hat. 

Im Unterſchied von ihnen beiden handelt es ſich bei Beckers 
Schrift um zwei zuſammengefaßte hiſtoriſche Studien zu dem gleichen 
Thema. Becker fußt vor allem auf Bismarcks Stellung zum Verhält- 
nis Neich-Preußen. Dier ift feine Forſchung eine weſentliche Er- 
gänzung zu der Unterſuchung von Hans Goldſchmidt. Auf dieſem 


Fundamente fußend, befaßt er fih dann mit der halben Löſung 


dieſes Problems durch die Weimarer Nationalverfammlung und 
fordert als Aufgabe der Gegenwart „eine organiſche Verbindung 


Preußens mit dem Reich“. In der Form hält er es mit Bismarcks 
Ausſpruch: „Je mehr man an die früheren Formen anknüpft, um 
ſo leichter wird ſich die Sache machen.“ So fordert er praktiſch die 
Angleichung der beiden zentralen Parlamente in Berlin und die 
Angleichung, ja wenn möglich, Verſchmelzung der beiden Zentral, 
regierungen. Auf dieſe Weiſe glaubt er auch am eheſten eine all⸗ 
mähliche Unitariſierung über die Mainlinie hinaus zu erreichen. Er 
will alſo zunächſt die Eigenart des preußiſchen Staates erhalten, 
ohne das Endziel des Einheitsſtaates aus dem Auge zu verlieren. 
Aber er will es Schritt für Schritt erreichen. Darin deckt er ſich 
im weſentlichen mit den Anſichten ſeiner beiden Kollegen. Gut iſt 
feine Bemerkung: „Die Gefahr für die Neichsreform iſt die Ent⸗ 
feſſelung eines Krieges von Prinzipien.“ Alle drei Schriften zu⸗ 
fammen, beſonders die beiden erſten mit ihrer Fülle von Tatſachen⸗ 
ſtoff und großen Geſichtspunkten, ſind das beſte Rezept gegen dieſe 
Verſuchung. EI 


Die Krankheit Europas. Handbuch für die deutſche Freiheitspolitik. 
Don Dr. F. W. Bitter und Dr. Arnold Zelle Niels 
Kampmann Verlag, Freiburg i. Br. 316 S. Preis: kartoniert 
4,50 RM. 


Ein verdienſtvolles Buch. Sein Zweck und Inhalt geht klar 
aus dem Untertitel „Handbuch für die deutſche Freiheitspolitik“ 
hervor. Denn das Buch verſucht in ſtärkſter Konzentration die ſtoff⸗ 
lichen Unterlagen für alle die Fragen zu bieten, die im Mittelpunkt 
der deutſchen Freiheitspolitik ſtehen. Es ſind dies die Fragen der 
Revifion des Derfailler Vertrages im allgemeinen, alfo die Frage 
des juriſtiſchen Zuftandefommens des Derfailler Diktats auf Grund 
des Bruches des ſogenannten Vorfriedensvertrages in Geſtalt der 
Lanſing⸗Note vom 5. November 1918. Weiterhin alle die Probleme, 
die mit der Reparations- und mit der Kriegsſchuldfrage zuſammen⸗ 
hängen. In beiden Fällen ſetzt ſich das Buch eingehend und gründ⸗ 
lich mit der deutſchen Situation und mit den gegneriſchen Theſen 
auseinander. Es faßt klar und knapp die deutſche Finanz- und 
Wirtſchaftspolitik, die deutſche Arbeitsloſigkeit und das Problem 
der Reparationsfrage insbeſondere im Zufammenhang mit den inter- 
alliierten Schulden und der Weltwirtſchaftskriſe, und dann die 
Geneſis und den wiſſenſchaftlichen Stand der Kriegsſchuldfrage zu- 
ſammen. Ebenſo werden alle Seiten des Problems der Abrüftungs- 
frage gründlich abgeleuchtet, und ſchließlich die Frage der deutſchen 
Grenzen und des Kolonialbefies. In jedem einzelnen Fall wird 
der Stand des Problems genau und in klarer Dispoſition wieder- 
gegeben unter Zugrundelegung des einſchlägigen Tatſachenſtoffes. 
Durch geſchickt ausgewählte Statiſtiken werden die Darlegungen er⸗ 
gänzt. Die Überficht wird erleichtert durch geſchickte Unterſcheidung 
im Druck. Am Schluſſe des Buches wird ein gut ausgewähltes 
Literaturverzeichnis und ein kurzer Kalender ſeit 1918 geboten. Man 
kann den beiden Verfaſſern des Buches nur danken für ihre forg- 
fältige und geglückte Arbeit. Das Buch erſetzt ein Bündel von 
Broſchüren, Feitſchriften und Büchern. Denn es faßt all das Weſent⸗ 
liche zur deutſchen Reviſionspolitik zuſammen, was man ſonſt müh- 
fam aus verſtreuten Aufſätzen, Artikeln und Schriften zufammen- 
ſuchen müßte. A 


Paul Fechter. Das werdende Land. Roman. Deutſche Verlags- 
anſtalt Stuttgart. Preis 7,50 RM. 


Heimat, Heimat iſt der lockende Ruf dieſes Buches. Das Land 
des Oſtens ſteht vor uns auf in feiner großen und einſamen Schön- 
heit. Geſchlechter rinnen dahin, die Heimat bleibt — das wartende 
Land, das ohne Zeit iſt und deſſen Stunde immer wieder ſchlägt, 
im Herzen jedes ſeiner Kinder. Der Dichter, der mit den Augen 
eines Malers die Heimat fieht in kaleidoſkopartig wechſelnden Bil- 
dern von unerhörtem Farbenreiz, offenbart hier — wohl unter Zu- 
grundelegung autobiographiſchen Materials — fein Heimaterlebnis 
im erſten Abſchnitt ſeines Daſeins, bis zur Abſolvierung der 
Schule. Eine alltägliche Handlung, die aber zu Größe und Erſchütte⸗ 
rung aufſteigt durch das Hineinwachfen in die Heimat, in die Land- 
ſchaft des Oſtens um Elbing und Marienburg, in jenen Raum, 
den die Zeitentwidlung in einen toten Winkel gedrängt zu haben 
ſcheint, der aber ſeiner Bedeutung für die Geſamtheit des Volkes 


ſicher iſt und in dieſer unbeirrten Sicherheit warten kann. 


Der Roman Fechters ift ein Heimatbuch weit über den Rahmen 
feiner engen oſtdeutſchen Heimat hinaus. Es iſt gut, in ſchweren 
Zeiten ſolch ein Buch innerlich zu erleben. Das wartende Land 
ift der erſte Band einer Trilogie. Man freut fih auf die fort- 
ſetzung. * 
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Die Berliner Sommer ſchau „Sonne, Luft und Haus für Alle” 


Unter dem anſprechenden Namen „Sonne, Luft und dieſen neuen Haustyp lernen wir dann auf freiem Gelände in fertigen 
Haus für Alle“ wurde in Berlin eine Sommerſchau er, Typen kennen. Deutſche Architekten haben hier den Derfuch unter⸗ 
öffnet, die durch die Zeitgemäßheit ihres Inhalts beſondere UAn- nommen, eine Hausform zu ſchaffen, die zweckmäßig und billig und 
ziehungskraft ausübt. Drei volkswirtſchaftlich wie ethiſch gleich doch nicht ohne wohnlichen Reiz iſt. Der Vorzug des wachſenden 
Hauſes vor anderen Häufern ähn- 
licher Art beſteht darin, daß man an 
einen (in fih abgeſchloſſenen) Haus- 
kern weitere Anbauten nach Bedarf 
und Vermögen „anwachſen“ laſſen 
kann, ohne durch dieſe Erweiterungen 
den architektoniſchen Kern zu ſtören. 
Die meiſten dieſer Typen ſind zu⸗ 
gleich äußerſt ſchnell aufzuſtellen und 
abzubrechen — ſozuſagen: trans⸗ 
ortabel. — Gerhart Hauptmann hob 
in feiner Feſtanſprache hervor, daß 
Aufbauen und nicht Zerftören das 
Gebot der Stunde ſei. Die Aus- 
ftellung erfüllt dieſe Forderung. Sie 
verweiſt den gehetzten Großſtadt⸗ 
menſchen auf den unverſiegbaren Ge⸗ 
ſundbrunnen der Natur und ſtellt Richt- 
linien auf für einen wirklich modernen, 
ebenſo techniſch wie hygieniſch und 
ſozial vollkommenen Städtebau. hrzg. 


Blick auf den großen Terraſſengarten der Berliner Sommerſchau; Vorführung von billigſten Einfamilienhäuſern 
; Wohngärten, Kleingutshöfen ufw. 


wichtige The⸗ 
men ſtehen im 
Vordergrund 
dieſer Ausſtel⸗ 
lung: Das Haus, 
der Kleingarten 
und das Erho⸗ 
Iungswochen- 
ende. Eine inter- 
eſſante Modell⸗ 
ſchau zeigt 70 
Entwürfe des 
Unban- oder, 
wie es auch noch 
genannt wird, 
des wachſen⸗ 
den Dante, Links: Der Rahmen des Hauſes wird aufgeſtellt. — 
Rechts: Die Füllungen, Wände, Fenſter, Türen liegen fo 
wie fie aus der Fabrik geliefert wurden, zur Montage bereit. — 


Unten links: Das fertig montierte Haus, 


Ss IE ` * 
ums nm u 


Kleinhaus, entworfen von Prof. Dr. Otto Bartning. Billiges, ſchnell aufſtellbares, in der Konſtruktion geniales 
Innerhalb 24 Stunden aufſtellbar, ebenſo ſchnell abzubrechen und zu transportieren Kleinhaus, entworfen von Prof. Hans Poelzig 
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Buͤchereingan 


Hindenburg. Von orſt 
von Medien. (Serie än⸗ 
ner und Mächte”) Mit 
17 Abbildungen. 93. S. 
Preis: kartoniert ei 


1.50, Leinen RM. 2.50. R. 


Kittler Verlag, Leipzig. 


Brüning. Von Dr. Mi- 
phons Nobel. (Serie 
änner und Mächte “.) 


3. unveränderte Auflage. 
Mit 23 Abbildungen. 88 
Seiten. Preis: kartoniert 
2 1.50, Leinen RM. 
2.50. R. Kittler Verlag, 
Leipzig. 


Otto Braun. Von Erich 
Kuttner. (Serie „Männer 
und Mächte“.) Mit 15 Ab⸗ 
bildungen. 104 S. Preis: 
kartoniert RM. 1.50, Lei⸗ 
nen RM. 2.50. R. Kittler 
Verlag, Leipzig. 


Betrachtungen über die 
kulturelle . h abe Mittel⸗ 
deutſchlands on Landes⸗ 
sei Dr. Siegfried Berger. 

5 Seiten. Sonderdruck aus 
den Mitteldeutſchen Hef⸗ 
ten 98 i Städte”. 
1932. Heft 1/2. 


Preußen 1932. Politik in 
Stichworten. ei 


d 


Ausſchnitte aus der Bil⸗ 
N an Erwerbs⸗ 
im Volksſtaat Heſſen 
— "ga te 1931/32. Her⸗ 
ausgegeben vom Heſſiſchen 
Miniſterium für Kultus 
und Bildungsweſen. 28 S. 
par E koſten⸗ 
os armſtadt 1932. 


SE Recht zur 
Einſtellung der Repara⸗ 
tionen. Von ei Friedrich 
Raab. 107 Preis: 
broſch. RM. Te, ebd. 
RM. 3.80. 1932. L. Ehler⸗ 
mann, Dresden. 


Kater zeng der Deut⸗ 

ng e Gejel- 

aft über das 7. Ge 

1 — 1931 —. 

1. Januar bis 31. De⸗ 

je 1931.) 130 S. Ber⸗ 
in 1932. 


Sohlbergkreis II-IV. (Die 
dritte deutſch⸗ franzöſiſche 
1889 Fung in Mainz Oſtern 
1932.) Preis: RM. 2.— 
* peiie ee Abonnement 

.— . 32 S. Verlag 
G. a Sr m. b 
Karlsruhe i. B. 


Die Entwicklung der 
Reichsarbeitsbehörden 1919 
bis 1929. Ein Beitrag zur 
Sozialpolitik des Reiches, 
von Dr. jur. Martha Drie⸗ 


Ni 


Ben. 263 S. Preis: kart. 
RM. 10.50. 8 chriften zur 
deutſchen Politik.) 1932. 


5 „Verlag G. m. b. H., 


Der deutſche Katholizis⸗ 


mus im Zeitalter des Ka⸗ 
pitalismus. Zwei Beiträge 
von Wilhelm Schwer und 
Jean Müller (Kirche und 
eſellſchaft, 6. Band). 222 
Seiten. Preis: Broſch. 
RM. 3.50, Leinen RM. 
4.50. 1932, Literar. In⸗ 
titut Haas & Grabherr, 
ugsburg. 
3 Hotelführer 1932. 
S. Verlag „Deutſche 
n vereinigt 
mit Küche und Keller“, 
ger: Eisler, Hamburg 3. 
reis: 50 Pf. 


Armee im Schatten. Die 
Tragödie eines Reiches. 
Von Dr. Bodo Kalten⸗ 
boeck. 320 S. - 
Ganzleinen RM. 5.50. 
Verlagsanſtalt Tyrolia, 
Innsbruck⸗Wien⸗ München. 


Rußland und . 


Ki den 


Streng vertroulich ohne Anzahlung gegen 
9 Monote Ziel und monotliche Roten 

Erste Rate 1 Monat nach Lieferung 

Jedes Bett wird nach getroffener Wahl -tūr 
jeden Kunden besonders angetertigt 
Minderwertige Wore führen wir nicht 

Auch Sie werden bestimmt unser Kunde 
Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste 


Größtes Spezialgeschäft 


Korbmöbel ab Fabrik 


Franko-Liefe- 
rung. Anzahlungserleichterung. Schlager: 
3 te lige Polstergarnitur RM 27.90. 


Teilzahlung bis 10 Monate. 


Reichhaltiger Katalog gratis. 


Korbmöbelfabrik Böhm 
Oberlangenstadt 327, Lichtenfels-Land 


Lt amtl. 
notarieller 
Bestätigung: 

1. Uber 400000 Kunden 
L mehr ats 10000 Orten 
2. Uber 100000 Kunden 
haben zum 2. Mal 


eng von der eſtelle 
en E Dä 3 a um Leben und liest 
GE ums. a Sa E Kaberle = vi au won Lehm & Lag 
SES Stil e, Berlin | San in ons ist über die Vor- H 8 
eR ber e De mel u 3. 4 Dahn Polsterarbeiten | va oss? 
Borgejäjidte und Ges Gemeinde“) 115 S. Ver⸗ gänge in Politik, mit eigener Fabrikation 
ſchichte des Weltkriegs im Ion gen. 10 ae en engere . 
ee mauer, ä at B i Wirtschaftu.Kultur Preise / in und außer dem Hause || Marke: Thüringer Ritter 
(Der neue Geſchichts * yi erjorauug Kostenanschlag unverbindlich è Dilaumenmus 
richt, Band T. j 205 S. S Ken 3 richtig H zuckergesüßt, 10 Pfd. Eimer 
Preis: geh. AM. 4.50, geb Kußzſchendach. 1. Sin L Ponsong + Ber lin so M. 3,20ab hier, Nachnahme. 
5.70. 1932. Verlag bis 5. Taufend. 208 S. a Eisenbahnstraße 38 Viele tausende Nachbestell. 
B G. Teubner, Leipzig u. Dftpreußen-Berlag, Königs⸗ Iormiert = EFT Otto Ritter, Pflaumenmus- 
Berlin. berg i. Br. ernsprecher 2009 tabrik,Schköleni. Thür, 136. 


Warum nicht auch einmal 


selbst filmen 


Können ie fotografieren? — Filmen ist nodh feidhter! 
DIE NEUEN BILLIGEN GERÄTE SIND JETZT DA! 


1 9,5 "m Aufnahme Film- Kamera 


SE Optik mit Federwerk, Geschwindigkeitsregler, Irisblende usw. . . 


2 5 lichtstark (bis 1% m breite Bilder) 
1 Projektor hierzu, mit Widerstand . 


78.°° Mk. 
ir 5, 


Kompl. Ausrüstung: 123.°° Mk. 


Riesige Auswahl in fertigen Spielfilmen 
1.59, 3.00 u. 6. 00 Mk. 


LEHRBUCH: Filmen leicht gemacht.. 4.80 Mk. 


Verlangen Sie Prospektmaterial von unserer „Schmalfilmabteilung“: 


DEUTSCHER LICHTBILDDIENST GMBH., BERLIN W 35, POTSDAMER STR. 41 


BETRIEBSKOSTEN: 


10 m Film 


inkl. Bearbeitung 5. 00 Mk. 
(10 m Kleinfilm = 100 m Normalfilm!) 
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ÖLGEMAÄLD 


Bei festl. Gelegenheiten 
will man einen gut. Mosel- 
wein in Ehren genießen. 
Wir liefern unsere be- 
rühmt. Standard marken 
auf direktem Wege, da- 
her größte Ersparnisse. 
Probe u. Sort.-Verzeichn. 
geg. d. Ins erat kostenlos. 

Weinkellereien 

F. & W. Schmitgen 

Berncasteil60 (Mosel) 


namhafter Maler, konkurrenzlos billig 

von Mk. 25,— an. 8 Tage zur Ansicht 
Über 10000 zufriedene Kunden. Für Mitglieder 
10% od. Zahlungserleichterung ohne Preisaufschlag 
bis 12 Monate, Besichtigen Sie unverbindlich 
unsere Ausstellung oder verlangen Sie photo- 
graphische Abbildungen Nr. 110. 

Versand nach allen Plätzen Deutschlands. 


„Der Kunstkreis ““ G. m. b. H. 
Verkaufsstelle d. Deutschen Maler - Gilde e.V. 


Berlin G25, Kurze Straße 17, hinter dem Lehrer- 
vereinshaus. Geschäftszeit9—7. Tel. Kupfergr. 4048 


Werben Sie 
Abonnenten 


für den 


‚Heimatdienst‘ 


a san dadurch 
Dekorative Raumkuns t if Staaistürgerliche 


UIHIIHIINIHIIIIIHNIIHIHHIHNIIHIIHIININIIOHHDUDHHINIDHNIHIIOUON Aufklärung. 


Wohn- und Geschäftsräume 3 Am 

Spez.: Treppenflure, Fassaden | Schreiben Sie ‚Adressen 
Gediegene Wertarbeit, 

Aber allerbilligste reise von Inter essenten an den 
Auch Zahlungserleichterung. 


g 
Malerei Werkstätten Woldt  Zentralverlag 6. m. b. H., 


Neukölln, Hermannstraße 16 Be li 11 35 
Anruf: F 2, Neukölln, 2298. rin . 


Der Stab-Selbstbinder ist der richtige 


Sammeleinband vo aen 
„Heimatdienst“ 


Billiger als einbinden! 


Umarbeitungen, neuzeitliche 
Formengestaltung, Dekoration 
werden von erstklassigem alten Fach- 
mann zu billigsten Preisen ausgeführt. 


Paul Ponsong sen,, 
Berlin NO 55, Prenzlauer Allee 36. 


Der ganze Jahrgang mit seinem wertvollen Material 
in einem schönen Einband mit Titeldruck, 
in Goldprägung 
durch einen Stahlstab ohne Durchlochung 
fest, ordentlich und zweckmäßig 
aufgehoben 


bei spesenfreier Zusendung und bei Voraus- 
zahlung auf Postscheckkonto Berlin 78995 


Bestellen Sie sofort: 
2 EINBANDDECKEN 


falls Sie den laufenden Jahrgang nicht 
schon im Stab-Selbstbinder ordneten; damit 
Sie den nun abgelaufenen und den kommen- 
den Jahrgang als Buch in Ihre Bibliothek ein- 
reihen u. kein Einzelheft mehr verlieren können 


Zentralverlag e. m. b. M. Berlin W 35 


Heimatdienst - Abonnement 
unentbehrlich für jeden deutschen Staatsbürger 


Die Zeitschrift „Heimatdienst‘“, herausgegeben von der Reichszentrale 
für Heimatdienst, erscheint vom 1. Januar 1932 ab im gleichen Umfange 
zweimal monatlich zum verbilligten Bezugspreis von 


(bei Lieferung unter Kreuzband RM 1.20 Porto), RM 3.25 halbjährlich (zuzügl. 
RM 0.60 Portospesen bei Lieferung unter Kreuzband). 


Einzelpreis der Heimatdienst-Nr. 30 Pfg. 


Richtlinien 
der Reichszentrale für Heimatdienst 


Bezugspreis der in zwangloser Folge erscheinenden Nummern ab 1. Jan. 1932 
RM 2.00 jährlich. Einzelpreis je nach Umfang. 


Wir versenden Probenummern kostenlos und bitten 
die Freunde unserer Zeitschrift um Angabe von 
Adressen von Interessenten des „Heimatdienstes“. 


Zentralverlag G. m. b. H. e Berlin W 35 


B i t t e |Dampiwäscherel Aren Mastaleck 


nehmen Sie bei |BEPlin-Göpenick / Müggelheimerstraße 46 
Anfragen und Be- Telefon: F4 Cöpenick 0867 


stellungen aufden Trocknet im Freien 


„Heimatdienst“ 
Bezug. Rasenbleiche Rasenbleicha 


F. A. BROCKHAUS. LEIPZIG 


DerlUnterzeichnete bittet um unverbindliche Zusendung 
des Probeheftes „Der Große Brockhaus neu von A-Z” 


Name u. Ort: 


Straße: 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Preſſegeſetz: Minifterialrat Dr. Strahl, Berlin-Grunewald. — Für den Anzeigenteil: hugo Weiße, Berlin-Neukölln. 
verlag und alleinige Anzeigenannahme: Zentralverlag G. m. b. P. Berlin W35, Potsdamer Straße 41. Sernruf B 1 Kurfürft 28 81. Offſetdruck: W.Bürenftein, Berlin SW as. 
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